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Straßburg stärkt 
'vhistleblowern 
den Rücken
caf. FRANKFURT, 21. Juli. Arbeitneh­
mer, die Missstände bei ihren Arbeitge­
bern öffentlich machen, müssen nach 
einem Urteil des Europäischen Ge­
richtshof für Menschenrechte (EGMR) 
weniger Angst vor Kündigungen ha­
ben. Am Donnerstag entschied der 
EGMR, dass die Entlassung einer Al­
tenpflegerin wegen sogenannten Whist­
leblowings gegen die Menschenrechts­
konvention verstoße. Die Altenpflege­
rin hatte 2004 Strafanzeige gegen ihren 
Arbeitgeber, ein Klinikunternehmen 
des Landes Berlin, erstattet. Das Pflege­
heimpersonal sei chronisch unterbe­
setzt und könne die Pflege der Bewoh­
ner nicht gewährleisten, behauptete 
;e. Die Klinikleitung hatte ihr darauf­
hin fristlos gekündigt, was das Landes­

arbeitsgericht Berlin-Brandenburg ge­
billigt hatte. Die Straßburger Richter 
teilten zur Begründung mit, dass grade 
bei einem öffentlichen Unternehmen 
das Interesse an der Offenlegung von 
Missständen die Interessen des Unter­
nehmens überwiege. Das Urteil werde 
Auswirkungen auf die Rechtslage in 
Deutschland haben, sagen Fachleute. 
(Siehe Wirtschaft, Seite 13.)

Heute
Der Mann und 
die Wirklichkeit

Seit einem Jahr unterscheidet Adolf 
Sauerland säuberlich zwischen 
politischer und moralischer 
Verantwortung. Das verstehen nicht 
alle in Duisburg. Politik, Seite 3

No koin Schdräss!

Sooo, sooo. Jaaa, jaaa -  An Aufregung mangelt es wahrlich 
nicht in  diesen Tagen. Es ist gerade so, als hätte  die ganze 
Welt sich verschworen, der Ruhe und Bedächtigkeit den Gar­
aus zu machen. Egal, in welche Himmelsrichtung m an sich 
dreht, egal, ob m an die Seiten 2, 3, 5 ,11 ,13 ,14 ,21  oder gar

die Seite 33 oder auch alle anderen liest: fast überall Krisen, 
Katastrophen, Aufruhr, Streit, Durcheinander, und was es 
sonst noch an Schlafraubendem gibt. Da braucht ein dickes 
Fell und Gleichmut, wer bei diesem Dauerstresstest nicht 
entgleisen will -  ganz so wie Häberle und Pf leiderer. Foto sw r

Arbeit der Euro-Staaten 
am Hilfspaket für Griechenland
Beteiligung privater Gläubiger und Rückkauf der Schulden / Teilweiser Kreditausfall

Gefährlicher Machtkampf
Der Jem en driftet im m er schneller 
ins Chaos ab. Die M achtkämpfe im 
Inneren verhindern eine friedliche 
Lösung. Im benachbarten Saudi- 
Arabien ist die Führung inzwischen 
hochnervös. Politik, Seite 3

Umgebettet und verbrannt
Nachdem das Grab von Rudolf Heß 
vom evangelischen Friedhof in 
Wunsiedel verschwunden ist, hofft 
die Stadt nun auf eine Zeit frei von 
Nazi-Aufmärschen und anderen 
Umtrieben. Politik, Seite 4

Meister statt Master
Die Schülerzahl sinkt, die Abiturien­
tenquote steigt. Und nach dem Abi­
tur zieht es die meisten an die Uni­
versitäten und zum Leidwesen des 
Handwerks nicht in eine betriebliche 
Ausbildung. Wirtschaft, Seite 14

Das Milliarden-Spiel
er Q atarer Bin Ham m am  steht vor 

uem Ausschluss aus dem  W elt-Fuß­
ballverband, die Vergabe der WM 
2022 an sein Land bleibt nebulös. 
Die deutsche W irtschaft sorgt sich 
um ihre Aufträge. Sport, Seite 29

Freiburger Uni-Roman
Annette Pehnt musste ihren Verlag 
wechseln, um  eine zauberhaft leich­
te akademische Komödie veröffent­
lichen zu können: Ä hnlichkeiten mit 
lebenden gelehrten Personen sind 
beabsichtigt. Feuilleton, Seite 31

Ferienhäuser sind gefragt
Die Erwartungen sind hoch: Die 
Käufer wollen stabile Mieteinnahmen, 
e '^e W ertsteigerung -  und einen 

jn en  Urlaub, wenn sie selbst für 
ein paar W ochen im Jahr einziehen. 
Immobilienmarkt, Seite 37

Mitteilung des Verlags:
Immobilien- und Beteiligungsanzeigen 
auf den Seiten 23 und 38 bis 40

wmu./mas. BRÜSSEL/BERLIN, 21. Juli. 
Die Euro-Staaten sind der Lösung des 
Streits über das zweite Hilfspaket für Grie­
chenland nähergekommen. Die Staats­
und Regierungschefs des Euroraums ha­
ben am Donnerstag auf ihrem Gipfeltref­
fen in Brüssel einen Lösungsvorschlag dis­
kutiert, der auf eine deutsch-französische 
Übereinkunft vom Vorabend zurückgeht. 
Im Zentrum dieses Vorschlags stand die 
Beteiligung der privaten Gläubiger Grie­
chenlands über einen Anleihentausch bei 
einer Verlängerung der Laufzeit auf min­
destens 15 Jahre. Als ergänzende Lösung 
war aber auch noch ein Rückkauf der 
Schulden durch den Euro-Krisenfonds 
EFSF im Gespräch.

Beide Lösungen hätten nach Einschät­
zung der Europäischen Zentralbank

rso. STUTTGART, 21. Juli. Der Leis­
tungstest für den geplanten neuen Stutt­
garter Durchgangsbahnhof ist nach Auf­
fassung der Bahn AG und des Schweizer 
Ingeneurbüros SMA positiv ausgefallen. 
Die „Prüfung der Simulationsergebnisse“ 
habe gezeigt, dass die „49 Ankünfte im 
Hauptbahnhof Stuttgart in der am meis­
ten belasteten Stunde mit wirtschaftlich 
optimaler Betriebsqualität abgewickelt 
werden können“, heißt es in dem Gutach­
ten, das dieser Zeitung vorliegt.

In der Schlichtung über das Verkehrs­
projekt „Stuttgart 21“ war im vergangenen 
Herbst vereinbart worden, die Leistungsfä­
higkeit des 4,5 Milliarden Euro teuren 
Bahnhofs einem Stresstest zu unterzie­
hen, weil die Bahn damals die Leistungs-

Obama signalisiert 
Kompromissbereitschaft
rüb. W ASHINGTON, 21. Juli. Im ameri­
kanischen Schuldenstreit gibt es eine neu­
erliche Wende. Erstmals hat Präsident Ba­
rack Obama signalisiert, er könnte eine 
kurzfristige Anhebung der Schuldengren­
ze von derzeit 14,3 Billionen Dollar akzep­
tieren. Voraussetzung sei jedoch, dass 
gleichzeitig an einer umfassenden Lösung 
gearbeitet werde. Zuvor hatte Obama stets 
erklärt, er werde gegen j ede Art von Notlö­
sung sein Veto einlegen. Einer Überein­
kunft über massive Ausgabenkürzungen

(EZB) eine Herabstufung der grie­
chischen Staatsanleihen zur Folge, der ei­
nem teilweisen Kreditausfall („selective 
default“) gleichkäme. Dies wollte die EZB 
bislang unbedingt verhindern. Die Staats­
und Regierungschefs wollten eine Lösung 
finden, nach der die Ratingagenturen grie­
chische Staatsanleihen nur wenige Tage 
lang mit diesem schlechten Rating verse­
hen. Während dieses Zeitraums soll mit­
tels Barmitteln der EFSF -  also mit öffent­
lichen Geldern -  der griechische Staats­
bankrott verhindert werden.

Zusätzlich zur akuten Griechenland- 
Hilfe wollen die Staats- und Regierungs­
chefs die EFSF mit zusätzlichen Kompe­
tenzen ausstatten. Der Krisenfonds soll 
die Möglichkeit erhalten, Anleihen ange­
schlagener Euro-Staaten auf dem Sekun-

steigerung des Bauwerks nicht nachwei- 
sen konnte. Eigentlich sollte das Ergebnis 
des Stresstests zusammen mit den Vertre­
tern des Aktionsbündnissses in der kom­
menden Woche von Heiner Geißler öffent­
lich präsentiert werden, doch das Aktions­
bündnis will nun an der Veranstaltung 
nicht teilnehmen. Die Sprecherin des Akti­
onsbündnisses, Brigitte Dahlbender, sag­
te, der Test beruhe auf „falschen Prämis­
sen“. Hannes Rockenbauch, ebenfalls ein 
Sprecher des Aktionsbündnisses sagte, 
Stör- und Notfallszenarien seien nicht im 
ausreichenden Maße untersucht worden. 
Die grün-rote Landesregierung will erst in 
den nächsten Tagen ausführlich zu dem 
220 Seiten starken Gutachten Stellung 
nehmen. Dazu soll der Koalitionsaus-

sowie über eine Erhöhung des Steuerauf­
kommens müsse grundsätzlich zuge­
stimmt worden sein, ehe Obama eine 
Übergangsmaßnahme unterzeichne, sagte 
Präsidentensprecher Carney. Obama war 
am Mittwoch zu einem Gespräch mit dem 
republikanischen „Sprecher“ des Reprä­
sentantenhauses John Boehner zusam­
men getroffen. Weder Obama noch Boeh­
ner äußerten sich danach über den Verlauf 
des Gesprächs. Die Republikaner behar­
ren auf massiven Einsparungen als Bedin­
gung für eine Erhöhung des Schuldenli­
mits. Die Demokraten sind zwar zu Ein­
schnitten bereit, verlangen dafür aber Steu­
ererhöhungen für Besserverdienende.

därmarkt aufzukaufen. Zudem sollen die 
Kredite an andere Euro-Staaten mit länge­
ren Laufzeiten und niedrigeren Zinsen aus­
gestattet werden. Bundeskanzlerin Ange­
la Merkel und Frankreichs Präsident Nico­
las Sarkozy hatten am Vorabend in sieben- 
stündigen Beratungen in Berlin Eckpunk­
te einer Lösung festgeklopft. Um zu ver­
hindern, dass wie nach der deutsch-franzö­
sischen Einigung von Deauville vom Okto­
ber 2010 die Partner brüskiert werden, 
banden die beiden EU-Ratspräsident Her- 
man Van Rompuy telefonisch in ihre Ge­
spräche ein. Am späten Abend war auch 
EZB-Präsident Jean-Claude Trichet zu der 
Runde im Kanzleramt gestoßen. Nach 
dem Treffen hieß es, es werde keine Lö­
sung „gegen die EZB“ geben. (Fortsetzung 
Seite 2; siehe Wirtschaft, Seiten 11 und 13.)

schuss einberufen werden. Die Grünen 
lehnen das Verkehrsprojekt ab, die SPD 
befürwortet es. Am Donnerstag äußerten 
sich nur die Vorsitzenden der Regierungs­
fraktionen Claus Schmiedel (SPD) und 
Edith Sitzmann (Grüne). Frau Sitzmann 
sagte, die Kosten blieben die „Gretchenfra­
ge“; Schmiedel sagte, die Behauptung, 
dass es im neuen Bahnhof Verspätungen 
geben könne, habe sich nicht bestätigt.

Der Oberbürgermeister von Tübingen 
Boris Palmer (Grüne) sagte dieser Zei­
tung: „Die Balm ist glatt durchgefallen, 
verlangt war eine gute Betriebsqualität, er­
reicht worden ist aber nur optimale Be­
triebsqualität. Der Bahnhof kann keine 
Verspätungen abfangen.“ (Siehe Seite 2 so­
wie Zeitgeschehen.)

Solidaritätszuschlag 
ist verfassungsgemäß
jja. MÜNCHEN, 21. Juli. Der Bundesfi­
nanzhof hält den Solidaritätszuschlag für 
verfassungsgemäß. Er dürfe aber nicht 
zu einem „dauerhaften Instrument der 
Steuerumverteilung zwischen Bund und 
Ländern“ werden, sagte der Präsident 
des Gerichts, Hermann-Ulrich Viskorf, 
am Donnerstag. Der Bundesfinanzhof 
wies eine Klage eines mittelständischen 
Maschinenbauunternehmens ab. Die An­
wältin der Kläger will Beschwerde beim 
Bundesverfassungsgericht erheben.

„Stuttgart 21“ besteht den Stresstest
Gutachter: Optimale Betriebsqualität / Projektgegner: Falsche Prämissen
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Stressgetestet
Von Georg Paul Hefty

D emokratie ist ein einfaches Prin­
zip. Es durch immer weitere Ver­

feinerungen noch und noch demokrati­
scher machen zu wollen, kann gerade­
wegs in  einen Irrgarten führen. Der 
Anwendungsfall m it dem Codewort 
Stuttgart 21 entwickelt sich, besser ge­
sagt: verheddert sich, immer mehr zu 
einem Beleg dafür, dass m an es mit 
der Perfektionierung der Demokratie 
auch übertreiben kann. Schon der Ein­
satz des Schlichters Geißler war -  trotz 
oder vielleicht wegen des Erfolgs im 
Einzelfall -  eine Drehung zu viel. Es 
kann der Gesellschaft doch nicht dar­
an gelegen sein, erst einmal die Planun­
gen von Bahnhöfen, Autobahnen oder 
-  unm ittelbar drohend -  Leitungstras­
sen für Ökostrom über Jahre zum Ab­
schluss zu bringen und dann mit einer 
Schlichtung von vorne zu beginnen.

Die jüngste Drehung wird die demo­
kratische Beschlussfassung wieder 
nicht in dem Sinne vollenden, dass alle 
sagen könnten, sie seien nun endlich 
zu einer von allen Seiten anerkannten 
Entscheidung gelangt. Das liegt nicht 
allein an dem ingenieurwissenschaftli­
chen „Stresstest“. Für technikgeneigte 
Bürger mag es zwar beruhigend sein

zu wissen, dass ein Durchgangsbahn­
hof in Stuttgart eine „wirtschaftlich op­
timale Betriebsqualität“ sicherstelL 
Aber für Bahnbenutzer wäre nach Au. 
fassung m ancher rot-grüner Landespo­
litiker angeblich der Nachweis einer 
„guten Betriebsqualität“ anstelle der 
optimalen besser. Wer diese Chiffren­
sprache kennt, möge sich an diesem 
philologischen Wettbewerb beteiligen, 
dem Rest der Menschheit sind solche 
Feinheiten wurscht.

Entscheidend aber ist, dass die Geg­
ner des Bahnhofsneubaus sich auch 
mit dieser technischen Einschätzung 
nicht abfinden und ihre aktivistische 
Ablehnung des ganzen Vorhabens 
nicht einstellen wollen. In dem Stress­
test, in seinem Ergebnis, in dessen 
Übergabe an  Geißler sehen sie ledig­
lich eine „Alibiveranstaltung“. Es ist 
menschlich verständlich, dass sich nie­
mand mit einer Niederlage abfinden 
will, vor allem dann nicht, wenn diese 
Niederlage über die eigene persönli­
che Wichtigkeit entscheidet. Bürgerini­
tiativen, die sich nur zur Verhinderung 
eines m ehr oder weniger staatlichen 
Vorhabens zusammengefunden h a ­
ben, verlieren ihre Existenzgrundlage, 
wenn das Projekt nicht verhindert wer­
den konnte. Die Ironie der Demokra­
tie aber ist, dass sie auch dann überflüs­
sig werden, wenn sie Erfolg hatten. 
Auch dann verfallen ihre Aktivisten 
dem Vergessenwerden.

Für die Opfer
Von Reinhard Müller

E s ist leicht, die internationale 
Strafgerichtsbarkeit nicht ernst zu 

nehmen. Der libysche Führer Gaddafi 
ist vielleicht durch Bomben, nicht aber 
durch einen Haager Haftbefehl zu be­
eindrucken. D er seit langem zur inter­
nationalen Fahndung ausgeschriebene 
sudanesische Präsident Bashir regiert 
unbehelligt weiter und wird sogar in 
Peking empfangen. Und ist das nicht 
sogar gut so? Ist es Frieden und Men­
schenrechten wirklich förderlich, 
wenn ein internationales Strafgericht 
deutlich macht, dass es Staatschefs auf 
der Anklagebank sehen will, obwohl 
vielleicht noch eine Verhandlungs­
lösung möglich ist? Und warum steht 
vorwiegend Afrika am Pranger? Ge­
prüft wird zwar auch die Lage in Paläs­
tina und Kolumbien -  aber die Gesuch­
ten und die Untersuchungshäftlinge 
kommen bisher nur aus einem  Konti­
nent. Schließlich: Hat irgendwo das 
Morden nachgelassen, seit es den Inter­
nationalen Strafgerichtshof gibt?

Doch so einfach ist es nicht. Zu­
nächst: Der Gerichtshof wirkt. 116 
Länder haben sich bisher seinem Sta­
tut unterworfen. Zwar gehören die Ver­
einigten Staaten, Russland und China 
nicht dazu, doch immerhin so gut wie 
ganz Europa mitsamt den ständigen 
Mitgliedern des UN-Sicherheitsrats 
Britannien und Frankreich. Sie alle 
wollten ihr nationales Strafrecht anpas­
sen und Völkermord, Verbrechen ge­
gen die Menschlichkeit und Kriegsver­
brechen unter Strafe stellen, grundsätz­
lich ganz gleich, wo sie verübt werden 
-  Zusicherungen an Gaddafi vertragen 
sich damit im übrigen kaum, zumal 
der UN-Sicherheitsrat selbst den Fall 
nach Den Haag überwiesen hat. 
Schließlich hielt trotz massiven Dro­
hungen aus Amerika vor allem unter 
Präsident Bush (der die Unterschrift 
seines Landes unter das Statut zurück­
gezogen hatte), sogar m anch kleiner 
Karibik-Staat am Strafgerichtshof fest.

Aber auch auf jene Großmächte, die 
sich ihm nicht unterwerfen wollen 
(was ihr Recht ist), wirkt das Völker­
strafrecht: So verschob der amerikani­
sche Verteidigungsminister Rumsfeld 
nach einer Anzeige wegen der Miss­
handlungen in Abu Ghraib einen 
Deutschland-Besuch. Nun ist der Inter­
nationale Strafgerichtshof gerade 
nicht zuständig, soweit die Staaten 
selbst zu einer Strafverfolgung willens 
und in der Lage sind. Deshalb wurde 
weder gegen Rumsfeld ein Verfahren 
eingeleitet noch der deutsche Oberst 
Klein wegen des Luftangriffs bei Kun­
dus angeklagt. Und wenn China 
meint, einen wegen Völkermords Ge­
suchten ehrenvoll empfangen zu müs­
sen, dann ist das vor allem eine bered­
te Selbstdarstellung des m enschen­
rechtsmissachtenden Regimes.

Doch bleibt trotz zahlreicher Verfah­
renshürden und der persönlichen Inte­
grität der Richter der unterschwellige 
Vorwurf der Siegerjustiz. Genauer: 
Nur wenn es die Machtverhältnisse 
hergeben, kommt internationale Straf­
gerichtsbarkeit zur Geltung. Nun, das

ist eben m itunter so, nicht nur im Völ­
kerrecht übrigens, aber da vor allem. 
Gleichwohl handelt es sich um Recht. 
Der Internationale Strafgerichtshof be­
ruht auf einem  Vertrag. Daneben gibt 
es noch die UN-Tribunale für das ehe­
malige Jugoslawien, für Ruanda und 
etwa das Sondergericht für Sierra Leo­
ne. Es stimmt: das Jugoslawien-Tribu­
nals ist von Mitglieder des UN-Sicher­
heitsrats geschaffen worden, die gegen 
Serbien Krieg geführt hatten. Es ist 
aber der Form nach keineswegs auf ju ­
goslawische oder serbische Kriegsver­
brechen begrenzt.

Insbesondere die bisherige Bilanz 
des Tribunals kann sich sehen lassen. 
161 Anklagen; bisher wurden 126 Ver­
fahren durch Verurteilung (oder Frei­
spruch) abgeschlossen. Der letzte Ge-

Die internationale 
Strafgerichtsbarkeit hat 
etwas Paternalistisches. 
Das ist eben ihr Anspruch

suchte ist gefasst. Gewiss lässt sich jen ­
seits dieser Zahlen Kritik üben: Das 
Verfahren gegen den einstigen Staats­
chef Milosevic uferte aus, der Ange­
klagte starb unterdessen. Auch Ka­
radzic und Mladic dürften, wenn sie 
das durchhalten, lange vor Gericht ste­
h e n -  hier wird aufwendig verhandelt.

Aber es sind grundsätzlich faire Ver­
fahren. Und vor allem: Sie finden vor 
den Augen der Welt statt. W er will 
kann jede Verhandlung in voller Län­
ge ansehen. Das ist ein ganz entschei­
dender Punkt -  für die Opfer, von de­
nen in der großen Politik oft keine 
Rede ist. Auf dem Balkan mag man 
sich über manche Absprache zwischen 
Anklagebehörde und Verteidigung är­
gern: über im Grunde geringe Frei­
heitsstrafen für schreckliche Verbre­
chen. Aber viele Opfer bedanken sich 
vor Gericht vor allem dafür, dass ih­
nen zugehört wird.

Gewiss haben solche Tribunale 
auch etwas Paternalistisches. So ist das 
nun einmal mit der (westlichen) Idee 
der M enschenrechte. Sie haben einen 
universellen Anspruch. Gewiss nicht 
in jeder Verästelung: Man wird Stam­
mesfehden in Afrika oder Afghanistan 
nicht mit W iderspruchsverfahren und 
Konkurrentenklagen lösen könr 
Aber wenn das Lebensrecht bestim m ­
ter G ruppen von Menschen verneint 
wird, wenn Volksgruppen vertrieben, 
Kinder und Frauen systematisch ge­
quält werden, dann kann das mit kei­
ner Tradition oder Religion gerechtfer­
tigt werden. Die internationale Strafge­
richtsbarkeit ist auf schwerste Verbre­
chen beschränkt, „welche die interna­
tionale Gemeinschaft als Ganzes be­
rühren.“ Dieser Gedanke ist viel älter 
als die Nürnberger Kriegsverbrecher­
prozesse. Aber damals setzte sich der 
Zug des Völkerstrafrechts langsam in 
Bewegung. Es ist heute kaum vorstell­
bar, dass er sich noch aufhalten lässt.



STREIFZÜGE
Barth

Die echte Merkel

Frau Merkel 
und der Mops

Stefanie Siebert hatte die Kanzlerin 
selbstverständlich nach Barth ein­

geladen. Barth liegt im Wahlkreis der 
CDU-Vorsitzenden in Nordvorpom­
mern. Angela Merkel antwortete 
freundlich: Sie wünsche viel Erfolg, 

her leider könne sie nicht kommen.
. ennoch ist Frau Merkel dabei. Sie 

steht oben auf einer Galerie im hellen 
Hosenanzug und betrachtet in der ihr 
eigenen Mischung aus Interesse und 
Zweifel das Treiben im Festsaal unter 
ihr. Das lädt zu den herrlichsten Speku­

lationen ein.
Sieht sie die 

Griechen dort 
unten tafeln? 
Oder die Spa­
nier, die Italie­
ner? Irgendwie 
südländisch frei 
geht es dort ja 
schon zu, keine 
Frage. Oder 
sind es die Fran­
zosen? Sarko- 

zy? Ist es gar der Europäische Rat? 
Oder sind es die Russen, die doch im­
mer etwas über die Stränge schlagen?

Wie auch immer, jedermann kann 
sich neben die Kanzlerin stellen, ohne 
dass ein Sicherheitsmann misstrauisch 
wird. Jedermann kann Frau Merkel 
nach Herzenslust fotografieren. Nur be­
rühren ist verboten. Es ist eine merk­
würdige Präsenz im Wahlkreis: als 
Stofffigur, lebensgroß, beinahe lebens­
echt und den ganzen Sommer über. Ste­
fanie Siebert ist Textilkünstlerin und 
nennt sich Alraune. Sie stammt aus 
Heidelberg, wohnt auch dort, zeigt in 
Barth aber jedes Jahr im Sommer eine 
ihrer Textilausstellungen.

Es geht ins „Grand Hotel zum Bart- 
her Mops“, Vo skurrile Gestalten ein­
gecheckt haben: die Soubrette Luise 
del Monaco unter der Dusche, eine 
Krakendompteurin mit einem Kraken 
in Umarmung, ein Hoteldieb, Salvador 
Dali ohne Kopf. Vor allem aber ist da 
der Speisesaal niit der überladenen Ta­
fel, den verrückten Gästen und betrun­
kenen Kellnern. Alles ist aus Stoff, die 
Hotelgäste, das Duschwasser, das 
schäumende Bier in den Gläsern, die 
Wurst-, Käse-, Obstplatten, die Torten 
und Braten, das Besteck, die Perlen. 
Zwei Möpse sind auch dabei. Zu sehen 
ist das Grand Hotel im Adligen Fräu­
leinstift zu Barth, was freilich schon 
lange kein Fräuleinstift mehr ist, son­
dern eine „Seniorenbegegnungsstätte“ 
der Volkssolidarität, eines vorwiegend 
in Ostdeutschland beheimateten Sozi­
alverbandes. Die Besucher kommen in 
Strömen. Wenn sie es zuvor nicht wa­
ren, kommen sie als Fans von Frau Mer­
kel zurück. FRANK PERGANDE

Heute
Streit in Italien
W ährend die Im m unität von 
Alfonso Papa, einem Parlam entarier 
der Regierungskoalition in Rom, auf­
gehoben wurde, blieb sie einem Par­
lam entarier der Opposition erhal­
ten. Politik, Seite 4

Wirbel um Maßanzüge
Es hieß, der Regierungschef der 
spanischen Region Valencia, Camps, 
werde gestehen, teure Kleider ge­
schenkt bekommen zu haben. Doch 
nun trat er zurück -  und will seine 
Unschuld beweisen. Politik, Seite 5

Arzt im Aufstand
D er Mediziner Walid al Bunni gilt 
als wichtige Führungsfigur der 
syrischen Demokratiebewegung. 
Trotz vieler Jahre im Gefängnis und 
eines Lebens im Untergrund koor­
diniert er die Proteste. Politik, Seite 6

Nach dem roten Schlamm
Vor zehn M onaten wurden die 
ungarischen Dörfer Kolontär und 
Devecser von giftigem Rotschlamm 
überschwemmt und verwüstet. Ihr 
W iederaufbau ist beispielhaft. 
Deutschland und die Welt, Seite 7

Ftravaganz am Boden
L „ n  Flugzeug ist gepfändet. Aber 
auch auf bayerischem Boden pflegt 
Thailands Kronprinz einen extra­
vaganten Lebensstil. Shoppen und 
Erdbeeren pflücken gehören dazu. 
Deutschland und die Welt, Seite 8

Zu neuen Ufern?
Das Ansehen der Bündnisse, in 
denen Deutschland Mitglied ist, hat 
abgenommen. Stattdessen sollen 
wir mit Ländern wie China Zusam­
m enarbeiten, sagen Umfragen. Was 
heißt das? Zeitgeschehen, Seite 10

Fortsetzung von Seite 1

Arbeit am Hilfspaket für Griechenland Deutungskrieg um 
den Stuttgarter FahrplanNach der Berliner Sprachregelung hat Tri- 

chet seinen kategorischen Widerstand ge­
gen einen „selective default“ aufgegeben. 
Frau Merkel sagte in Brüssel, man habe 
Trichets Argumente „angehört“. Aller­
dings wurde bekräftigt, dass die gefunde­
ne Lösung zur Beteiligung der Privatgläu­
biger auf Wunsch der EZB ausdrücklich 
auf Griechenland beschränkt bleibe.

Für die Details des Anleihentauschs 
standen mehrere Optionen zur Diskussi­
on, die je nach Präferenz der verschiede­
nen privaten Gläubiger auch parallel zur 
Anwendung kommen könnten. Zur Bera­
tung dieser Details hatten die Staats- und 
Regierungschefs mehrere Bankenvertre­
ter zugezogen, unter anderem den Vor­
standsvorsitzenden der Deutschen Bank, 
Josef Ackermann. Angestrebt wird, dass 
der Bestand an griechischen Staatsanlei­
hen, der noch in privater Hand ist -  er soll 
derzeit noch ein Volumen von etwa 150 
Milliarden Euro haben -  im Wert um 20 
Prozent gesenkt werden. Der Anleihen­
tausch solle komplett freiwillig erfolgen, 
hieß es. Die Banken und Versicherungen 
müssten aber „Anreize“ erhalten, um sich 
darauf einzulassen. Das deutet darauf hin, 
dass der Anleihentausch öffentlich geför­
dert wird.

Die EFSF soll zudem künftig die Mög­
lichkeit erhalten, bestimmten Ländern, 
die von der EZB als gefährdet eingestuft 
werden, präventiv Kreditlinien einzuräu­
men. Damit könnte beispielsweise Italien 
vom Druck der Finanzmärkte geschützt

igentlich ist es am Donnerstag in 
Brüssel wie immer: Pünktlich zum 

belgischen Nationalfeiertag verfinstert 
sich auch in diesem Jahr der Himmel 
über der Hauptstadt. Es ist jener kräfti­
ger Regenguss, den niederländisch- und 
französischsprachige Bürger des Landes 
einträchtig in der Sprache Voltaires als 
„Drache nationale“ bezeichnen.

Zunächst scheint jedoch jenes Naturer­
eignis auszubleiben, das sich in beinahe 
jedem Jahr an diesem Tag zu Militärpa­
rade und Volksfest gesellt. Einige der 
Schaulustigen, die gegen 15 Uhr an der 
Rue de la Loi gegenüber dem Justus-Lip- 
sius-Gebäude auf die Vorbeifahrt von 
König Albert II. warten, haben nicht nur 
kleine Flaggen in den belgischen Natio­
nalfarben, sondern vorsorglich auch Re­
genschirme mitgebracht. Manche Blicke 
schweifen hinüber auf die andere Stra­
ßenseite, wo zu diesem Zeitpunkt in 
dem nach einem flämischen Humanis­
ten des 16. Jahrhunderts benannten Gra­
nitblock Bundeskanzlerin Angela Mer­
kel und die Staats- oder Regierungschefs 
der übrigen 16 Euro-Länder über die Zu­

werden. Diese Kreditlinien sollen aber 
nur gegen strenge Auflagen gewährt wer­
den. Die betroffenen Länder sollen einem 
internationalen Spar- und Reformpro­
gramm unterworfen werden.

Künftig soll es außerdem generell mög­
lich sein, dass die EFSF Staatsanleihen 
von Euro-Staaten aufkauft. Die Bundesre­
gierung musste ihren Widerstand gegen 
jegliche Anleihenaufkäufe aufgeben, um 
einen Konsens zu ermöglichen. Die EFSF 
soll auf dem Sekundärmarkt nur aktiv wer-

„Unser Schicksal ist geteilt.“
Der griechische Präsident Papoulias zitiert 
den antiken Redner Isokrates

den, wenn zuvor eine Gefahr für den Euro 
durch die EZB festgestellt worden ist. Ge­
nerell soll die EFSF aber nur an den Sekun­
därmärkten aktiv werden dürfen, wenn 
für die betroffenen Länder ein Spar- und 
Reformprogramm besteht. Zudem ist eine 
einstimmige Entscheidung der Eurogrup­
pe erforderlich.

Der Aufkauf von Staatsanleihen auf 
dem Sekundärmarkt durch die EFSF 
kommt inhaltlich den sogenannten Euro- 
Anleihen nahe, gegen die sich Berlin im­
mer gewehrt hatte. Der Vorsitzende der 
Eurogruppe, Luxemburgs Premierminis­
ter Jean-Claude Juncker, hatte früher öf­
ters Euro-Anleihen gefordert. Er sagte am 
Donnerstag vor dem Treffen, er erwarte

kunft der gemeinsamen Währung bera­
ten.

Normalerweise ist die Rue de la Loi 
an Tagen, an denen im Justus-Lipsius- 
Gebäude EU-Gipfeltreffen stattfinden, 
vollkommen abgesperrt. Doch der belgi­
sche Nationalfeiertag und das Staats­
oberhaupt des Königreichs der Flamen 
und Wallonen sorgen dafür, dass es an 
diesem Donnerstag einmal anders ist. 
„Schau mal, da ist der Turm des Schre­
ckens“, ruft ein Vater seinen Kindern zu 
und deutet auf die andere Straßenseite -  
nicht zum derzeitigen EU-Ratsgebäude, 
sondern auf einem hässlichen Beton­
klotz, in dem bis 2014 der Sitz des EU- 
Ratspräsidenten entstehen soll. Der jetzi­
ge Ratspräsident und frühere belgische 
Premierminister Herman Van Rompuy 
hätte den Donnerstag wohl lieber auf 
der Ehrentribüne vor dem Königs­
schloss bei der Militärparade als im 
Kreis der Staats- und Regierungschefs 
verbracht. Gleiches gilt vermutlich auch 
für den derzeitigen Premierminister 
Yves Leterme. Ihm war vor vier Jahren 
am Nationalfeiertag ein peinliches Miss-

keinen Beschluss zu Gunsten der Euro­
bonds. „Aber wir werden etwas beschlie­
ßen, das dem sehr nahe kommt.“ In der 
Diskussion war weiterhin, dass Griechen­
land selbst zusätzliche EFSF-Mittel erhält, 
um eigene Anleihen zurückzukaufen. Da 
diese mit Abschlägen bis zu 50 Prozent ge­
handelt werden, ließe sich so die Altlast 
senken. Die zusätzliche Steuer für Banken 
und Versicherungen, die Frankreich ins 
Spiel gebracht hatte, soll hingegen in der 
Nacht zum Donnerstag „vom Tisch“ ge­
räumt worden sein.

Die Privatgläubigerbeteiligung soll frei­
willig sein. Banken und Versicherungen 
sollen erklären, dass sie bereit sind, fällige 
Anleihen in länger laufende umzutau­
schen. Die Rede ist von einem Zeithori­
zont von 15 Jahren. Zinsen sollen sich an 
dem orientieren, was der EFSF von den 
Ländern mit Schuldenproblemen be­
kommt. Auf lange Sicht könnte so der er­
hoffte Betrag 34 Milliarden Euro Zusam­
menkommen. Die griechische Finanzie­
rungslücke soll außerdem durch Erträge 
aus der griechischen Privatisierung und 
durch den Internationalen Währungs­
fonds geschlossen werden.

Der griechische Präsident Karolos Pa­
poulias hatte die Staats- und Regierungs­
chefs vor Beginn des Gipfels zu einer Un­
terstützung seines Landes aufgefordert. 
„Ich hoffe die Europäer können verste­
hen, dass Europa in Gefahr ist“, sagte er 
in Athen. „Unser Schicksal ist geteilt“, 
zitierte Papoulias den antiken grie­
chischen Redner Isokrates.

geschick unterlaufen: Auf die Bitte eines 
Reporters, die „Brabançonne“, die belgi­
sche Nationalhymne anzustimmen, hat­
te er irrtümlich die ersten Takte der fran­
zösische „Marseillaise“ gesungen.

Hinter den dicken Mauern des Justus- 
Lipsius-Gebäudes kann niemand hören, 
dass kurz vor dem Passieren des Staats­
oberhaupts am EU-Tagungsgebäude das 
Musikkorps der belgischen Luftwaffe 
spielt. Der König wird in einem offenen 
Geländewagen des Militärs im Schritt­
tempo durch die Rue de la Loi gefahren 
und inspiziert dabei stehend die Trup­
pen. Das Staatsoberhaupt, das am Vor­
tag in einem dramatischen Aufruf seine 
Landsleute zur Überwindung der inner­
belgischen Krise aufgerufen hat, blickt 
mit einem gequälten Lächeln auf die 
Menschen am Straßenrand. Vereinzelt 
erschallt der Ruf „Vive le Roi!“ -  „Es 
lebe der König!“

Keine fünf Minuten später sind keine 
Menschen mehr zu sehen. Der Regen 
fällt in großen Tropfen -  an diesem Tag 
der Euro-Krisensitzung ausnahmsweise 
eine „Drache internationale“, (now.)

Der Stresstest für 
Stuttgart 21 ist bestanden.
Die Diskussion über die 
Bedeutung des Ergebnisses 
hat freilich erst begonnen.

Von Rüdiger Soldt

STUTTGART, 21. Juli. Für Hannes Ro­
ckenbauch, einen der Sprecher der Stutt­
garter Bahnhofsgegner, stand schon am 
Dienstagabend fest, dass er und sein Akti­
onsbündnis der Gegner das zu erwarten­
de positive Ergebnis des Stresstests nicht 
hinnehmen würden. Obwohl die Bahn 
mehrfach auf Nachbesserungen der Geg­
ner eingegangen war, präsentierte der 
Stuttgarter Stadtrat neue Fragen und be­
gann einen Streit über die Definition des 
Begriffs „gute Betriebsqualität“. Diese 
sollte der auf Wunsch der Bahnhofsgeg­
ner in Auftrag gegebene Stresstest für 
den 4,5 Milliarden Euro teuren geplan­
ten Durchgangsbahnhof nach weisen. 
Können künftig in den Morgenstunden 
zur Hauptverkehrszeit 49 Züge ohne Ver­
spätungen abgefertigt werden? Das wä­
ren 30 Prozent mehr als im alten sanie­
rungsbedürftigen Kopfbahnhof.

Der Tübinger Oberbürgermeister und 
frühere grüne Landtagsabgeordnete Bo­
ris Palmer hatte in der Schlussrunde der 
Schlichtung im vergangenen Herbst die­
se Forderung in letzter Sekunde durchge­
setzt, denn sonst hätten die Bahnhofsgeg­
ner Heiner Geißlers Empfehlung, einen 
nachgebesserten Durchgangsbahnhof 
(„Stuttgart 21 plus“) zu bauen, akzeptie­
ren müssen. Die Fahrplansimulation 
durch einen Stresstest hatte für die Grü­
nen und die Bahnhofsgegner taktische 
und inhaltliche Vorteile: Sie konnten die 
Diskussion über die Qualität des Ver­
kehrsprojekts verlängern und weiter hof­
fen, dass durch den Stresstest umfangrei­
chere Nachbesserungen nötig werden 
würden, die wiederum eine neue Diskus­
sion über Kostensteigerungen nach sich 
ziehen würde. Hierin sahen Palmer und 
viele Gegner die Chance, das parlamen­
tarisch auf allen Ebenen beschlossene 
Projekt doch noch stoppen zu können.

Nach der Bildung der grün-roten Lan­
desregierung und nach der Wahl Win­
fried Hermanns zum Verkehrsminister 
begann nun ein neuer politischer Deu­
tungskrieg über die mögliche Qualität 
und die Bedeutung des Stresstests. Das

Interesse Hermanns und des grünen 
Teils der Landesregierung war offensicht­
lich: Sie wollte mit einer Diskussion über 
Prämissen des Stresstests und mögliche 
Kostensteigerungen eine Bringschuld 
bei ihren Wählern und den Anhängern 
des „Aktionsbündnisses“ einlösen: Der 
Wille zu größtmöglicher Transparenz 
und die Bereitschaft, alles zu tun, um das 
Projekt noch zu stoppen, sollten demo*" 
triert werden. Einen Ausstieg aus o 
Projekt haben die Grünen auf Plakaten 
versprochen.

Verkehrsminister Hermann hat an den 
Fahrplan, der dem Stresstest zugrunde 
liegt, fünf weitere, verschärfende Anfor­
derungen gestellt. Außerdem hatte es ei­
nen 50 Fragen umfassenden, zusätzli­
chen Fragenkatalog gegeben, den die 
Bahn noch vor der Übergabe des von 
dem Schweizer Ingenieurbüro SMA tes­
tierten Ergebnisses beantwortet hat. 
Doch das reichte den Gegnern immer 
noch nicht. Nachdem ihnen die Bahn 
Ende Juni zuvorgekommen war und das 
von der SMA noch nicht testierte positive 
Ergebnis des Stresstests schon veröffent­
licht hatte, hatten Hermann und das Akti­
onsbündnis den Streit über die Prämissen 
des Tests abermals angeheizt. Dabei wa­
ren auch Verabredungen der Schlichtung 
in Frage gestellt worden. Verkehrsminis­
ter Hermann musste sich deshalb ir 
Landtag am Donnerstag in einer von dt. 
CDU beantragten aktuellen Debatte von 
der CDU-Abgeordneten Nicole Razavi 
die Frage gefallen lassen, ob er überhaupt 
weiterhin zum Ergebnis der Schlichtung 
stehe. Die CDU warf Hermann auch vor, 
mit der Besetzung von Schlüsselpositio­
nen seines neuen Ministeriums mit erklär­
ten Bahnhofsgegnern gegen die vertragli­
che Verpflichtung, das Verkehrsprojekt 
zu fördern, zu verstoßen. Die CDU-Abge- 
ordnete warf Hermann auch vor, offen­
bar in Unkenntnis historischer Zusam­
menhänge, in seinem Ministerium ein 
„Sonderkommando“ von Projektgegnern 
zusammengestellt zu haben.

Die Landesregierung will den Stress­
test erst in den kommenden Tagen gründ­
lich bewerten. Die Bahnhofsgegner vom 
Aktionsbündnis sagten am Donnerstag, 
was sie schon am Anfang der Woche an­
gedeutet hatten: Die Prämissen für den 
Test seien falsch. Der Schlichter Heiner 
Geißler sagte, er sei nipht der „Psychothe­
rapeut“ der Gegner, die an der Präsentati­
on des Stresstests nicht teilnehmen wol­
len. Von der befriedenden Wirkung des 
Stresstests ist wenig geblieben.

Identitätsstiftender N iederschlag

„Vive le Roü": Albert II. vor dem Justus-Lipsius-Gebäude, wo zur gleichen Zeit über die Euro-Rettung beraten wurde. Foto dapd

Neue Verhandlungen in Belgien
Christliche Demokraten lenken nach Aufruf des Königs ein
now. BRÜSSEL, 21. Juli. Einen Tag 
nach dem eindringlichen Aufruf des bel­
gischen Staatsoberhaupts König Albert 
II. an die Politiker des Landes scheint Be­
wegung in die Gespräche zwischen flämi­
schen und französischsprachigen Partei­
en gekommen zu sein. Die flämischen 
Christlichen Demokraten (CD&V) des 
seit 15 Monaten geschäftsführenden Mi­
nisterpräsidenten Yves Leterme erklär­
ten sich nach langem Zögern zu Verhand­
lungen mit sieben Parteien beider Lan­
desteile über die Staatsreform und die Re­
gierungsbildung bereit. Klarheit sollte 
ein für Donnerstagabend vom Mitte Mai 
mit der Regierungsbildung beauftragten 
wallonischen sozialistischen Parteivorsit- 
zenden Elio Di Rupo einberufenes Tref­
fen der Vorsitzenden der Christlichen 
Demokraten, Sozialisten Liberalen und 
Grünen beider Landesteile bringen.

Als Symbol der Spannungen zwischen 
Flamen und Wallonen steht die seit Jah­
ren umstrittene Spaltung des Wahlbe­
zirks Brüssel-Halle-Vilvoorde. Er um­
fasst die zweisprachige Hauptstadt sowie 
35 flämische Ümlandgemeinden mit -  in 
manchen Fällen -  hohem Anteil Franzö­
sischsprachiger. Der Parteivorsitzende 
der CD&V, Wouter Beke, hat jetzt zugesi­
chert, dass bei einer Verständigung über

die Spaltung des Bezirks der Weg für Ver­
handlungen über eine weitere Staatsre­
form mit zusätzlichen Rechten für die Re­
gionen, aber auch über das künftige Re­
gierungsprogramm offen sei. Die aus 
den Wahlen Mitte 2010 als stärkste politi­
sche Kraft hervorgegangene separatisti­
sche Neue Flämische Allianz (N-VA) hat­
te in der vergangenen Woche ein Ver­
handlungsangebot Di Rupos schroff ab­
gewiesen. Daher erscheint ein breites 
Bündnis von acht Parteien zur Sicherung 
der für Verfassungsänderungen notwen­
digen Zweidrittelmehrheit unerlässlich.

Nach dem jetzt diskutierten Modell 
zur Spaltung des Wahlbezirks Brüssel- 
Halle-Vilvoorde hätten nur noch die Be­
wohner von sechs flämischen Umlandge­
meinden, in denen Französisch einen 
Sonderstatus genießt, das Recht, bei 
Wahlen für (französischsprachige) Kan­
didaten in Brüssel zu stimmen. Die 
CD&V ist bereit, den Französischsprachi­
gen im Brüsseler Umland zusätzliche Ga­
rantien zum Schutz ihrer Rechte zu ge­
ben. Sie will aber von Di Rupo angeregte 
weitere Konzessionen -  wie einen zusät7 
liehen landesweiten zweisprachig- 
Wahlkreis oder die Zulassung zweispra­
chiger Listen in Brüssel -  nicht zum Ge­
genstand der Verhandlungen machen.

STIMMEN DER ANDEREN
Die EU? Vor allem auf Berlin kommt es an
Die Tageszeitung „Le M onde“ (Paris) hebt ange­
sichts der Euro-Krise vor allem die Verantwortung 
Deutschlands hervor:

„Nicolas Sarkozy und Angela Merkel haben eine gro­
ße Verantwortung. Sie sind heute die einzigen in der 
EU, die über Einzelinteressen hinweg auf das allgemei­
ne Interesse setzen können. Und das allgemeine Interes­
se für alle ist die Rettung des Euro. Dies setzt sicherlich 
neue Kompetenzverlagerungen voraus. Der Euro ist 
nicht nur die Gemeinschaftswährung für 350 Millionen 
Europäer. Er ist auch ein gemeinsames Gut, eine der gro­
ßen Währungen der Welt. Einige in Deutschland mögen 
glauben, dass sie auf den Euro verzichten können. Das 
ist falsch . . .  Wenn Deutschland meinen sollte, es sei 
ohne Europa stärker, würde es sich irren.“

Die Stunde Null für Europa
Auch die Athener Tageszeitung „Ta Nea" befasste sich 
vor dem Brüsseler Sondergipfel mit der Eurokrise:

„Die Stunde Null für Europa schlägt. Alle Fristen sind 
ausgelaufen, alle Sand-Uhren laufen leer. Die Konstrukti­
on des großen, starken, und Vereinigten Europa, das vor 
fünfzig Jahren von Politikern mit Visionen gebaut wurde, 
war mit dem Euro ins Wanken geraten. Die Erdbeben 
der vergangenen zwei Jahre machten die Risse immer tie­
fer . . .  Das Problem der Eurozone ist nunmehr ein politi­
sches. Deutschland hat wie kein anderes Land von der 
gemeinsamen Währung profitiert. Es ist die Stunde ge­
kommen, sich mit der neuen Herausforderung der Ge­
schichte zu konfrontieren . . .  Die Kanzlerin kann nicht 
mehr mit dem Blick nur auf ihre Wähler handeln.“

Die Politikerin Merkel muss sich häuten
Die „Salzburger Nachrichten“ sehen Bundeskanzle­
rin Merkel im Blick au f die Krise der E U  vor großen 
Herausforderungen:

„Das ist ein politischer Moment, der so gar nicht 
passt zu dem, wie Angela Merkel sich Staatshandeln 
vorstellt. Die deutsche Bundeskanzlerin bevorzugt die 
Rolle der Moderatorin, die zwischen unterschiedlichen 
Standpunkten vermittelt. Jetzt aber, da sich der Euro in 
Not befindet, ist Führungsstärke verlangt, mit der man 
zu klaren Entscheidungen kommt. . .  Drinnen wie 
draußen kippt die Stimmung. In Deutschland deuten 
Umfragen auf eine Renationalisierung in den Einstel­
lungen vieler Bürger hin . . . Angela Merkel muss sich 
jetzt häuten . . . Jetzt gilt es, den Bürgern klarzuma­
chen: Eine Währungsunion kann nicht funktionieren 
ohne politische Union. Jetzt kommt es darauf an, eine 
Idee von der Zukunft der EU zu entwickeln.“

Aufgabe (noch nicht ganz) erfüllt
Zur Festnahme des letzten vom Haager UN-Tribunal 
gesuchten mutmaßlichen serbischen Kriegsverbrechers 
Goran Hadzic schreibt die „Basler Zeitung":

„Die Mühlen der internationalen Justiz mahlen zwar 
langsam, letztlich aber erstaunlich effektiv. Mit Goran 
Hadzic ist zwölf Jahre nach dem Ende der Jugoslawien- 
Kriege der letzte von 161 Angeklagten des Kriegsverbre­
chertribunals gefasst. . .  Letztendlich hat der Drang des 
Westbalkans an die Futtertröge von Europas Wohlstands­
bündnis die Haager Anklagebänke gefüllt. .. Doch zu 
Hause steht den betroffenen Staaten die Aufarbeitung 
der eigenen Kriegsvergangenheit noch bevor.“

Serbien öffnet die Tür nach Europa
Die Tageszeitung „Aftenposten“ (Oslo) äußert dazu: 

„Wenn die Wunden aus dem Bürgerkrieg in Ex-Jugo­
slawien geheilt werden sollen, ist eine juristische Aufar­
beitung unausweichlich. Darauf haben nicht zuletzt die 
Opfer und ihre Angehörigen Anspruch. Die Festnahme 
von Goran Hadzic ist wichtig für Serbiens Ansehen so­
wohl auf dem Balkan wie auch im restlichen Europa. 
Die Europäische Union hat diese Festnahme als eine 
der Bedingungen beim,serbischen Streben nach Aufnah­
me gestellt. Die Regierung in Belgrad hat sie erfüllt. Da­
mit wird die serbische Hoffnung gestärkt, dass die Tür 
nach Europa sich endlich öffnet.“

Das Wehklagen der Ernährungsindustrie
Die „Neue Osnabrücker Zeitung“ schreibt über das 
neue Internetportal „Iebensmittelklarheit.de“ und „das 
Jammern der deutschen Lebensmittelvermarkter“: 

„Zum Pranger darf das neue Portal gegen Etiketten­
schwindel nicht werden. In diesem Punkt (und nur in 
diesem) ist das Jammern der Ernährungsindustrie be­
rechtigt. Ansonsten haben sich Hersteller und Vermark- 
ter die Malaise, die sie nun beklagen, selbst zuzuschrei­
ben. Wer etwa probiotische Drinks und Snacks als Mit­
tel gegen Verdauungsbeschwerden anpreist, obgleich 
sie tatsächlich Zuckerbomben sind und vermutlich Sau­
erkraut und ein Spaziergang mehr Effekt hätten, darf 
sich über die neue Webseite nicht beklagen. Im Gegen­
teil: Sie bietet die Chance, den Wildwuchs vollmundi­
ger Werbeversprechen zu lichten. Informationen und 
Debatten im Internet allein reichen nicht. Mängel müs­
sen dann auch behoben werden. Umgehend.“

Eine Chance für die Lebensmittelvermarkter
Die „Westdeutsche Zeitung“ (Düsseldorf) widmet sich 
ebenfalls dem Thema Lebensmittelkennzeichnung: 

„Schon wird von einem modernen Pranger gespro­
chen. Mehr als das: von der Gefahr einer Existenzver­
nichtung. Dabei will das neue Internetportal doch nur 
dies: Transparerfe schaffen. Welch dubioses Geschäfts­
modell soll das sein, das den Verbraucher an der Nase 
herumführt und dessen Aufdeckung eben dieses Ge­
schäftsmodell in seiner Existenz bedrohen soll? Haben 
jene, die da vorsorglich schimpfen, etwa nicht verstan­
den, dass eine solche Plattform den Herstellern eine gro­
ße Chance bietet: im Dialog auf ihre Kundschaft, von 
der sie doch leben, einzugehen? Es ist ein Recht di 
Kundschaft, zu erfahren, was in den immer neu auf 
Markt geworfenen Verpackungen drin ist.“

Was draufsteht, muss auch drin sein
„Was draufsteht, muss auch drin sein", zitiert die 
„Stuttgarter Zeitung" Forderungen der Verbraucher­
schutzministerin des Bundes, Aigner:

„Was auf einem Produkt draufsteht, muss auch im Pro­
dukt drin sein: Die Forderung von Verbraucherschutzmi­
nisterin Ilse Aigner hört sich wie eine Binsenweisheit an 
-  sie ist es aber nicht. Denn Konsumenten werden oft an 
der Nase herumgeführt; meist so trickreich, dass es zwar 
ärgerlich, aber nicht immer justitiabel ist. Mit dem neu­
en Verbraucherportal haben Politik und Verbraucher­
schutzzentralen nun ein Mittel gefunden, dem Problem 
zu Leibe zu rücken. Denn es ermöglicht den Kunden, 
ihre Kritik an sachkundiger Stelle loszuwerden und da­
mit Verbrauchermacht zu organisieren.“



EZB lenkt im Streit um Beteiligung Privater ein
Griechische Anleihen trotz Teilausfalls weiter als Pfand akzeptiert / Garantie beschwichtigt EZB-Präsident

Jranffurter Allgemeine
ZEITUNG FÜR DEUTSCHLAND

bes./ruh. LONDON/FRANKFURT, 21. 
Juli. Die Europäische Zentralbank hat of­
fenbar im Streit um die Beteiligung der pri­
vaten Gläubiger an der Stabilisierung 
Griechenlands nachgegeben. Entgegen 
früherer Drohungen werden die Notenban­
ken des Eurosystems griechische Staatsan- 

en auch dann als Pfand akzeptieren, 
wenn diese von den Ratingagenturen auf 
die Note „SD“ für Selective Default (teil­
weiser Zahlungsausfall) herabgestuft wer­
den sollten. Bei den Banken löste das Er­
leichterung aus. Insbesondere die Aktien 
griechischer Großbanken verteuerten sich 
und legten um bis zu 6 Prozent zu. Auch Ti­
tel der Commerzbank und der Deutschen 
Bank verteuerten sich, obwohl möglicher­
weise erstmals in der Geschichte der Wäh­
rungsunion für eine Euroland der Zah­
lungsausfall festgestellt wird.

Der Widerspruch, den EZB-Präsident 
Jean-Claude Trichet noch in dieser Woche 
bekräftigt hatte, war ein wesentliches Hin­
dernis für die Einbeziehung der Banken. 
Erst am Mittwochabend soll Trichet gegen­
über Bundeskanzlerin Angela Merkel und 
dem französischen Staatspräsidenten Ni­
colas Sarkozy eingelenkt haben. Im Gegen­
zug soll er den Politikern abgerungen ha- 
Fen, dass die Staaten für die als Pfand ein- 
,ireichten griechischen Anleihen eine Ga­

rantie aussprechen. Wie diese Garantie 
aussieht, wer genau und für welche Sum­
men bürgen wird, war zu Redaktions­
schluss dieser Ausgabe nicht bekannt. Für 
die Banken, allen voran für die grie­
chischen, ist die Beleihungsfähigkeit der 
griechischen Anleihen entscheidend. Die 
Banken haben bei den Notenbanken grie­
chische Titel im Wert von rund 90 Milliar­
den Euro als Sicherheiten hinterlegt. Wür­
de die EZB diese nicht mehr akzeptieren, 
müssten die Banken andere Sicherheiten 
nachreichen. Für die meisten griechischen 
Banken dürfte das unmöglich sein.

Auch die Frage, auf welche Weise die 
privaten Gläubiger an der Entlastung 
Griechenlands beteiligt werden sollen, 
war am Donnerstagnachmittag nicht zu 
klären. Im Gespräch waren mehrere Mo­
delle, darunter ein Tausch in längerfristige 
Anleihen. Die Privatgläubigerbeteiligung 
solle freiwillig sein, hieß es aus Berlin.

Heute
Gegen die Menschenrechte
D er Europäische G erichtshof für 
M enschenrechte hat die Entlassung 
einer Berliner Altenpflegerin, die 
ihr U nternehm en wegen Missstän­
den angezeigt hat, für rechtswidrig 
erklärt. Seite 13

Stuttgart 21 nimmt Hürde
D er um strittene Bahnhofsneubau in 
Stuttgart rückt näher. D er Stresstest, 
m it dem der Zugverkehr simuliert 
wurde, ist bestanden. Es bleiben 
aber technische Fragen. Seite 14

Nokia hofft auf Apple
Die Talfahrt des Mobiltelefon-Welt­
marktführers geht auch im  zweiten 
Quartal weiter. Aber Nokia hofft 
dank der Zusammenarbeit mit App­
le auf bessere Zeiten. Seite 15

Kritik am Pfleiderer-Vorstand
H art fiel die Kritik der A ktionäre 
am  Vorstand des hochverschuldeten 
'onzerns aus: an einem K apital­

schnitt kommt das U nternehm en 
nicht m ehr vorbei. Seite 16

■ TÄ , 1  Hell verlässt 
Wolfskin

M  f | §  Der Outdoor-Beklei-
B  <£ ' Ä f J l  dungsspezialist Jack
9  Wolfskin wird an
9  den Finanzinvestor
Blackstone verkauft. Allerdings ver­
liert der Konzern seinen langjähri­
gen Chef Manfred Hell. Seite 17

Hoher Verlust für ENBW
D er Stuttgarter Energieversorger 
ENBW rutscht durch die Kehrtwen­
de der Bundesregierung in  der 
A ‘ompolitik im ersten H albjahr tief 
. die Verlustzone. Seite 17

Salzburger Festspiele
In Salzburg herrscht zur Festspiel­
zeit ein reger Geldumschlag von Un­
ternehm en und Privatleuten. Von 
den Spielen profitieren Künstler 
und Gönner. Seite 20

Banger Blick: Merkels A nkunft in Brüssel

Die Gläubiger des griechischen Staates

Foto Bloomberg

Staatliche und institutionelle 
Investoren
Anleihekaufproqramm 45,0 
der EZB

in Milliarden Euro 
(teilweise geschätzt)

Große Privatbanken und 
Versicherungen nach Herkunft

51,1 Griechenland

Griechische Fonds 
in öffentlicher Hand

--

30,° B
IWF-Kredite 15,0 1
Einzelne Notenbanken L ?
des Euroraums 13,1
Bank von Griechenland 6,0 L

weitere staatliche 25,0 
Investoren (außerhalb des Euroraums)

' 1) Darunter: FMS (Bad Bank der Depfa/HRE) 6,3 Mrd.€, 
Commerzbank 2,9, Deutsche Bank 1,6, LBBW 1,4, Allianz 
1,3, DZ Bank 1,0 und Munich Re 0,7 Mrd.€.
Quelle: Barclays Capital F.A.Z.-Grafik Brocker

Banken und Versicherer sollten erklären, 
dass sie bereit sind, fällige Anleihen in län­
ger laufende umzutauschen. Die Rede sei 
von einem Zeithorizont von 15 Jahren. 
Die Zinsen sollten sich an dem orientie­
ren, was der Rettungsfonds EFSF von den 
hilfsbedürftigen Ländern erhalte. Auf lan­

ge Sicht solle so der Betrag von 34 Milliar­
den Euro Zusammenkommen. Dem Gip­
fel lag ein Vorschlag der internationalen 
Bankenlobby IIF vor, nach dem die priva­
ten Gläubiger über einen Tausch bis 2014 
17 Milliarden Euro zur Finanzierung Grie­
chenlands beitragen würden.

Das Vorhaben der EU-Regierungen, pri­
vate Gläubiger an einem zweiten Rettungs­
paket für Griechenland zu beteiligen, wird 
voraussichtlich zu einem „default“ der al­
ten griechischen Anleihen führen und die 
Ratingagenturen veranlassen, das Emit­
tentenrating von Griechenland auf teilwei­
sen Zahlungsausfall (SD) abzustufen. Die 
Abstufung durch die Ratingagenturen wür­
de wohl an dem Tag erfolgen, an dem mit 
der Umsetzung der privaten Gläubigerbe­
teiligung begonnen wird. Möglicherweise 
würde sie nur für einen oder für wenige 
Tage gelten. Die Beteiligung privater Gläu­
biger würde als Zahlungsausfall gewertet, 
weil die Banken und Versicherer angehal­
ten werden, Griechenland zu helfen. So­
bald jedoch ein Gläubiger einem Schuld­
ner hilft, unterminiert gerade diese Hilfe 
die angebliche Freiwilligkeit der Lösung. 
Dagegen dürfte die International Swaps 
and Derivatives Association (ISDA) an­
ders entscheiden: Sie richtet sich danach, 
ob eine Anleihe getilgt wird. Solange das 
„Umtauschangebot“ freiwillig ist, wird 
von der ISDA kein Kreditereignis festge­
stellt, es werden also Kreditausfallversi­
cherungen (CDS) nicht ausgezahlt.

Derweil hat das Institut der Wirtschafts­
prüfer (IDW) den Banken empfohlen, ihre 
Bestände griechischer Anleihen abzu­
schreiben. Allerdings muss differenziert 
werden: Die Banken halten den gerings­
ten Teil im Handelsbuch, wo Anleihen oh­
nehin auf den Marktwert abgeschrieben 
werden müssen. Es geht also um die Be­
handlung der Anleihen, die im Bankbuch 
verbucht wurden. Dort gibt es die Katego­
rie „zur Veräußerung bestimmt“. Hier hal­
ten die Banken den größten Teil ihrer grie­
chischen Anleihen und haben mit Blick 
auf den Marktwert Neubewertungsrückla­
gen gebildet. Sie werden erfolgsneutral ge­
bildet, müssten bei der Feststellung eines 
Zahlungsverzuges jedoch über die Ge­
winn- und Verlustrechnung als Aufwand 
verbucht werden. Dies würde bedeuten, 
dass die Banken möglicherweise schon im 
zweiten Quartal hohe Aufwendungen in 
ihrer Gewinn- und Verlustrechnung ha­
ben. Anleihen, die im Bankbuch in der Ru­
brik „bis Fälligkeit“ zu Anschaffungskos­
ten verbucht werden, müssten bei einem 
Zahlungsverzug wertberichtigt werden.

Bundesfinanzhof billigt den Solidaritätszuschlag
Gericht weist Klage ab / Abgabe darf aber laut Urteil nicht zur Dauereinrichtung werden
jja. MÜNCHEN, 21. Juli. Der Bundesfi­
nanzhof (BFH) hält den Solidaritätszu­
schlag bislang für verfassungsgemäß. Er 
dürfe aber nicht zu einem „dauerhaften 
Instrument der Steuerumverteilung zwi­
schen Bund und Ländern“ werden, sagte 
der amtierende Präsident des obersten 
deutschen Steuergerichts, Hermann-Ul­
rich Viskorf, am Donnerstag in Mün­
chen. Der BFH wies damit die Klagen ei­
ner Rechtsanwältin, die ihren eigenen 
Steuerbescheid angefochten hatte, und ei­
nes mittelständischen Maschinenbauun­
ternehmens ab. Die Anwältin will nun 
Beschwerde beim Bundesverfassungsge­
richt erheben.

Die beiden Fälle betrafen die Jahre 
2005 und 2007. Jedenfalls bis dahin sei 
der Solidarzuschlag zulässig gewesen, ur­
teilte der BFH. Denn auch nach einer 
Laufzeit von 13 Jahren diene dieser Auf­
schlag auf die Einkommen- und Körper­
schaftsteuer zur Deckung des besonde­

ren Finanzbedarfs durch die Wiederverei­
nigung. Er beträgt 5,5 Prozent der jeweili­
gen Steuerschuld und fließt -  im Gegen­
satz zu diesen beiden Steuerarten -  allei­
ne dem Bund zu.

Die Richter wiesen auch das Argu­
ment zurück, eine solche Ergänzungsab­
gabe müsse zeitlich befristet sein. Das 
hatte das Bundesverfassungsgericht be­
reits im Jahr 1972 in anderem Zusam­
menhang entschieden; mit dieser Begrün­
dung wies das Karlsruher Gericht im ver­
gangenen Jahr auch einen Vorstoß des 
Niedersächsischen Finanzgerichts gegen 
den Solidarzuschlag zurück.

Der BFH unterstrich allerdings, eine 
solche Abgabe dürfe nur zur Finanzie­
rung eines konkreten Mehrbedarfs des 
Bundes erhoben werden. Wenn dieser 
Zweck erreicht sei und die Abgabe an­
schließend zur Deckung einer dauerhaf­
ten Finanzierungslücke diene, könne 
dies gegen das Grundgesetz verstoßen.

In diesem Zusammenhang betonten die 
Richter, dass die Beiträge des Bundes 
zum „Solidarpakt II“ weiter sinken, bis 
dieser im Jahr 2019 ganz auslaufe (Az.: II 
R 50/09 und 52/10).

Der stellvertretende FDP-Fraktions- 
vorsitzende Volker Wissing sagte, das Ge­
richtsurteil ändere wenig daran, dass die 
Legitimation des „Soli“ schwinde. Wich­
tig sei, dass er mit dem Fortschreiten des 
Einigungsprozesses wegfalle; spätestens 
mit dem Auslaufen des Solidarpakts müs­
se er endgültig abgeschafft werden.

Der stellvertretende Vorsitzende der 
SPD-Fraktion Joachim Poß erklärte hin­
gegen, allen Anhängern einer raschen 
Abschaffung des Solidaritätszuschlags 
sei nun ihr „einziges nachvollziehbares 
Argument abhanden gekommen“. Denn 
nach wie vor sprächen der Finanzbedarf 
und die Verschuldung des Bundes gegen 
die Streichung dieser Einnahmequelle 
von 12 Milliarden Euro im Jahr.

• ·

Venezuela hat das meiste Ol
Reserven nach neuer Berechnung größer als in Saudi-Arabien / Qualität aber niedriger
ela. WIEN, 21. Juli. Venezuela verfügt 
nach Angaben seines Energie- und Ölmi­
nisteriums über die größte Menge zertifi­
zierter Ölreserven auf der Welt. Das offi­
zielle Regierungsorgan des Landes „Ga- 
ceta Oficial“ beziffert das Volumen zum 
Stichtag 31. Dezember 2010 auf 296,5 
Milliarden Barrel (1 Barrel=159 Liter). 
Diese Schätzung findet sich auch in ei­
ner vor kurzem veröffentlichten Jahres­
statistik der Organisation Erdöl exportie­
render Länder (Opec). Damit überholt 
das lateinamerikanische Land Saudi- 
Arabien. Ende des vergangenen Jahres 
wurden in Venezuela 86,41 Milliarden 
Barrel, die unter anderem im Gebiet des 
Orinoco-Flusses lagern, als bestätigte 
Reserven hinzugerechnet.

Ob die Qualität der Reserven aller­
dings konventionellen Vorkommen -  
rasch verfügbarem Rohöl -  entsprechen, 
ist fraglich. Denn normalerweise muss 
das venezuelanische Erdöl aufwändig 
und kostspielig gefördert werden. Dazu 
gehören zum Beispiel Ölschiefer. Man 
müsse sehr vorsichtig sein, sagt Alexan­
der Pögl, Analyst beim Energieberater 
JBC Energie in Wien. Theoretisch könn­
te es sich bei den Angaben um eine Re­
klassifizierung von unkonventionellen 
zu konventionellen Reserven handeln. 
Dass Venezuela Anreize hat, hohe Reser­
ven auszuweisen, ist klar. Das Land ist

Ölreserven
2010 und 2009 in Milliarden Barrel”

» '►mn ■■Venezuela 71
Saudi-Arabien,
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Iran
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Kuwait

VAE
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Libyen
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1) 1 Barrel=ca. 159 Liter.
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Quelle Opec/F.A.Z.-Grafik Niebel

wirtschaftlich stark abhängig von Rohöl, 
die Bewertung seiner Bonität hängt mit 
seinen Ölreserven zusammen. Der Mine­
ralölkonzern BP weist in seiner Statistik 
unverändert 211,2 Milliarden Barrel 
aus.

Unwahrscheinlich ist, dass die sprung­
haft gestiegenen Reserven Venezuelas ei­
nen dämpfenden Einfluss auf den Öl­
preis haben werden. Bis diese Reserven

gefördert werden könnten, vergingen vie­
le Jahrzehnte, gibt Helmut Langanger, 
ehemaliger Vorstand im österrei­
chischen Erdölkonzern OMV und der­
zeit Unternehmensberater, zu beden­
ken. Es sei höchst kompliziert, diese Vo­
lumina verfügbar zu machen, um daraus 
Öl zu gewinnen. Beim derzeitigen Öl­
preis sei es aber rentabel. Denn Ölschie­
fer abzubauen, koste 90 bis 100 Dollar je 
Barrel. Das daraus gewonnene Öl wird 
mit Preisabschlägen von 15 bis 20 Dollar 
verkauft. Am Donnerstag wurde die ame­
rikanische Sorte Brent zu 117 Dollar je 
Barrel gehandelt. Dass Reserven bearbei­
tet werden, die nur unter großem Auf­
wand gefördert werden können, ist ein 
Hinweis darauf, dass die Ölunterneh­
men mit weiterhin hohen Ölpreisen rech­
nen.

Innerhalb der Opec könnte sich die 
Stellung Venezuelas verbessern. Denn je 
größer die Reserven sind, umso größer 
ist die Quote, die ein Land zugeteilt be; 
kommt. Im vergangenen Jahr kam Vene­
zuela auf 2,9 Millionen Barrel am Tag. 
Größter Förderer waren Saudi-Arabien 
mit einer Tagesleistung von 8,2 Millio­
nen Barrel; dann folgte der Iran mit täg­
lich 3,6 Millionen Barrel. Die im Kartell 
zusammen geschlossenen zwölf Länder 
produzierten 29,3 Millionen Barrel, das 
ist gut ein Drittel des Ölverbrauchs auf 
der Welt.

Glanzlose Banken
Von Gerald Braunberger

D ie Gewinner des Euro-Gipfels an 
den Finanzm ärkten waren, je ­

denfalls auf kurze Sicht, die A ktien­
kurse europäischer Banken, die um 
bis zu 10 Prozent zulegten. Das ist 
nach den herben Kursrückgängen der 
vergangenen W ochen zwar eine schö­
ne Nachricht für die A ktionäre und 
die Vorstände der Banken. Aber sie ist 
kein G rund, die Herausforderungen 
der kom m enden Jahre zu unterschät­
zen. Viele Banken werden sich m it zu­
sätzlichem Eigenkapital versorgen 
müssen. Um dies zu attraktiven Kondi­
tionen aufzunehmen, werden viele 
Banken ihre Bilanzen und Strategien 
verbessern müssen. Die europäische 
Staatsschuldenkrise ist vielleicht für 
den M oment eingedämmt, aber nicht 
gelöst. Sie dürfte die Finanzmärkte 
noch m ehrere Jahre beschäftigen, 
ebenso wie die W erthaltigkeit von Im ­
mobilienkrediten in den Büchern zahl­
reicher europäischer Banken. Die Re­
zessionen, die in den K risenländern 
mit dem Zwang zu einer Sanierungs­
politik einhergehen werden, stellen 
eine weitere Belastung für das K redit­
gewerbe dar. Es gehört nicht viel Phan­
tasie zu der Prognose, dass die euro­
päische Bankbranche in  den kom m en­
den Jahren viele Fusionen und Ü ber­
nahm en sehen wird.

„Soli“ streichen
Von Joachim Jahn

D er Bundesfinanzhof hat ein wei­
ses Urteil gesprochen. Die obers­

ten Steuerrichter haben den Solidarz· 
schlag zwar nicht als grundgesetzwi 
rig eingestuft -  dies hätte gegen einen 
unzweideutigen Spruch verstoßen, 
den das Bundesverfassungsgericht 
erst im  vergangenen Jahr verkündet 
hat. Doch haben die obersten Steuer­
richter die Politik an  die Vorgaben des 
Grundgesetzes für die Aufteilung von 
Steuern zwischen Bund und Ländern 
erinnert. Der Bundestag darf danach 
nicht auf alle Ewigkeit eine chroni­
sche Finanzierungslücke stopfen, in­
dem er eine verkappte Steuererhö­
hung als „Ergänzungsabgabe“ tarnt. 
Dies würde die Regeln verletzen, nach 
denen sich Bund und Länder die Er­
tragsteuern teilen, wogegen der „Soli“ 
allein in  die Kasse von Finanzminister 
Wolfgang Schäuble fließt. D ie Abge­
ordneten sollten sich deshalb nun 
schleunigst ehrlich machen: Je eher 
sie mit diesem Etikettenschwindel auf­
hören, desto besser. In der Regierungs­
koalition pocht angesichts einer florie­
renden W irtschaft und sprudelnder 
E innahm en des Fiskus derzeit man­
cher auf eine Steuersenkung. D ie Strei­
chung des „Soli“ wäre da eine ausge­
sprochen einfache und naheliegende 
Möglichkeit, dam it anzufangen.

Der Wert freier Preise
Von Philip Plickert

A ls Ludwig Erhard vor m ehr als 
sechzig Jahren handstreichartig 

die Preise freigeben wollte, hielten 
ihn nicht wenige für einen gefährli­
chen Irren, der die deutsche W irt­
schaft nach dem Krieg vollends ruinie­
ren werde. Vor einem „Stahlbad der 
freien Preise“ warnte die linke Opposi­
tion. Sie fürchtete ökonomische und 
soziale Verwerfungen. Doch erst mit 
der Freigabe konnten die Preise wie­
der reale Knappheiten ausdrücken. 
Die M arktkräfte wurden entfesselt -  
es folgte das „W irtschaftswunder“.

Die deutsche W irtschaftsordnung 
basiert darauf, dass sich die Preise 
wirklich frei bilden können: Sie signa­
lisieren die relative Knappheit und Be­
gehrtheit von Produktionsfaktoren, 
W aren oder Dienstleistungen. Aus 
dem Zusammenspiel von Millionen 
M enschen ergeben sich täglich Millio­
nen von Preisen, die das W irtschafts­
geschehen dezentral koordinieren. 
Der Markt, so erkannte der österrei­
chische Ökonom Friedrich August 
von Hayek, ist jene spontane Ord­
nung, die eine Koordinierung all jenes 
W issens erlaubt, das über Millionen 
von Individuen verstreut ist. Das 
klingt abstrakt, ist jedoch der Kern un­
serer W irtschaftsordnung.

Doch dieser Kern ist vielen immer 
noch suspekt, die von „sozialen“ oder 
„gerechten Preisen“ träum en. Amtlich 
festgesetzte Ober- oder Untergrenzen 
für Preise blockieren den M echanis­
mus; staatliche Subventionen oder 
Steuern verzerren die Ressourcenallo­
kation. Und eine Intervention des 
Staates zieht oft genug den nächsten 
korrigierenden Eingriff nach sich. So 
beginnt sich die „Interventionsspira­
le“ (Ludwig von Mises) zu drehen.

Desaströse Ergebnisse brachte die 
Europäische Agrarpolitik über Jahr­
zehnte: Garantierte Mindestpreise reg­
ten die Bauern zu Überproduktion an, 
die dann teuer gelagert, vernichtet 
oder exportiert wurde. Ein anderes 
Beispiel: M ietobergrenzen führen 
dazu, dass sich W ohnungsbau oder Re­
novierungen nicht lohnen. Der staatli­
che Eingriff führt zur Knappheit. 
Schließlich der Mindestlohn: Lohnun- 
Jergrenzen können dazu führen, dass 
die Arbeitslosigkeit gerade unter Ge­
ringqualifizierten zunim m t und diese 
neue Hilfen brauchen.

Der neueste Großversuch einer poli­
tischen Lenkung betrifft die Energie­
versorgung. Durch staatlich garantier­
te Einspeisevergütung hat m an es ge­
schafft, dass fast die Hälfte der globa­
len Solarkapazitäten im eher sonnen­
arm en Deutschland installiert wur­
den, was die Verbraucher viele Milliar­
den kostet und kein Gramm CO2 ein­
spart, da dessen industrieller Ausstoß

in Deutschland ist. Insgesamt machen 
sie 34,4 Prozent des W arenkorbes aus: 
Rundfunk-, Wasser-, Müll-, Abwas­
ser-, Straßenreinigungsgebühren, die 
Tarife für Strom und Fernwärme, die 
Beiträge zur Krankenversicherung, 
Kosten der Gesundheitspflege, Sozial­
m ieten, Rechtsanwalts- und Notarge­
bühren sind (teil)adm inistriert. Le­
bensm ittelpreise werden durch Agrar­
m arktordnungen beeinflusst; Alkoho­
lika, Tabak, Gas, Heizöl, Benzin und 
Diesel sind hoch besteuert.

Der deutsche Steuerstaat liebt es, 
das Verhalten der Verbraucher zu len­
ken. Das W ort „Steuer“ hat eine dop­
pelte Bedeutung, wogegen das engli-

Vielen ist das freie Spiel 
der Preise suspekt, sie 
träum en von „sozialen“ 
oder „gerechten“ Preisen.

sehe „tax“ schlicht Taxieren der Leis­
tungsfähigkeit meint. Nun gibt es 
durchaus gute ökonomische Gründe 
dafür, den Verbrauch bestim m ter Res­
sourcen m it Steuern zu belegen, um  
schädliche externe Effekte -  etwa 
durch Em issionen -  dem Verursacher 
aufzuerlegen. Aber viele hohe Abga­
ben erscheinen doch eher vom 
W unsch des Fiskus nach Einnahm en 
getrieben. Viele lenkende Steuern ent­
springen Paternalismus und einer „An­
m aßung von W issen“ (Hayek). Sie ver­
zerren das W irtschaftsgeschehen um ’ 
m indern die W ohlfahrt.

Um stritten ist unter Ökonomen, ob 
auch W ährungskurse frei sein sollten. 
Nach dem Zweiten W eltkrieg gab es 
ein Festkurssystem, das jedoch an in­
neren Spannungen zerbrach. Fortan 
konnten Devisenpreise frei schwan­
ken. Mit der W ährungsunion haben 
die Europäer ein neues Experim ent 
zur Festschreibung gewagt. Das Aus­
gleichsventil der Devisenpreise fiel 
weg. Eine Abwertung der W ährung ist 
nicht m ehr möglich, umso flexibler 
müssten die Preise innerhalb der 
Volkswirtschaften sein. In den südeu­
ropäischen Volkswirtschaften ging 
dieses Experim ent jedoch schief: Die 
Löhne liefen der Produktivität davon, 
die W ettbewerbsfähigkeit sank. Nun 
findet der Ausgleich schmerz! '*· 
durch interne Abwertung statt, wo ^  „ · 
her das W ährungsventil zur Verfü­
gung stand.

H inter der W ährungsfrage steht in­
des die Geldfrage. Auch der Preis des 
Geldes, der Zins, wird politisch beein­
flusst -  durch die Notenbanken. Las­
sen sie zu, dass zu viel billiges Geld 
den Globus überflutet, dann werden
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Richard Giesen und Volker Rieble

Zeitarbeit im Zangengriff

Schöne neue Arbeitswelt: Kunstwerk im Eingangsbereich der Nuklearfirma Areva in Erlangen

Die Erfolge der Zeitarbeit provozieren die etablierten 
Gewerkschaften. Denn sie belegen, dass niedrigere Löhne 
Arbeitsplätze schaffen. Nachdem der DGB vergeblich ver­
sucht hat, Zeitarbeit zu behindern, kamen ihm die Bundes-

Foto Photopool

arbeitsrichter zu Hilfe. Ein fragwürdiger Spruch bedroht 
die Existenz vieler Leiharbeitsfirmen durch hohe Lohnnach- 
forderungen. Auch die Sozialkassen machen Druck. Die 
Grenzen der Rechtsstaatlichkeit werden überstrapaziert.

V iele wünschen sich einen 
größeren Einfluss des Staa­
tes auf die Wirtschaft und 
nennen dies „Primat der Po­
litik“. Manche Politiker wün­
schen sich gar, durch Zuruf 

-'nvatwirtschaftliches Verhalten steuern 
. können: Atomkraftwerke abschalten, 

Managergehälterbegrenzen, Bankenbetei­
ligung an der Griechenlandhilfe, Bau­
stopp, wenn einem das Bauwerk· nicht 
mehr gefällt. Zuruf nach gefühltem Volks­
willen heißt die Devise. Die Gewerbefrei­
heit als Errungenschaft erodiert. Begehren 
Unternehmen Rechtsschutz gegen staatli­
che Maßnahmen, wird das kritisiert, unter­
schwellige Drohungen werden laut. Dabei 
ist legitime Kritik sorgsam zu scheiden 
vom kommandierenden Übergriff -  Letzte­
rer zeichnet sich aus durch Druck, Zwang 
und behauptete Alternativlosigkeit.

Ein Sonderfall des staatlichen Zugriffs 
ist die Zeitarbeit: Erst hat man diese 2003 
dereguliert, insbesondere wurde jede 
Höchstüberlassungsdauer gekappt, um 
die Zeitarbeit als Beschäftigungsmotor in 
schwieriger Arbeitsmarktverfassung zu 
nutzen. Jetzt aber scheint sie überflüssig, 
weil die Beschäftigung anzieht. Vor allem 
aus Sicht der etablierten Gewerkschaften 
ist die Zeitarbeit eine Bedrohung. Sie ver­
fügen dort über keinen nennenswerten 
Organisationsgrad, büßen also gegenüber 
der regulären Beschäftigung Vollbeitrags­
zahler und Organisationskraft gerade im 
Arbeitskampf ein. Die Politik wünscht 
sich ebenfalls „Normalarbeitsverhältnis­
se“, weil die Betroffenen das als Wähler 
goutieren. Den Unternehmen aber hilft 
Zeitarbeit, vorübergehenden Beschäfti­
gungsbedarf zu decken, denn die überlas­
senen Arbeitnehmer genießen im Einsatz­
betrieb keinen Kündigungsschutz -  son­
dern nur gegenüber ihrem Vertragsarbeit­
geber, dem Verleiher.

Die Zeitarbeit abzuschaffen oder wie­
der stark zu regulieren -  das ist nicht mög­
lich, weil die Leiharbeitsrichtlinie der EU 
die Zeitarbeit schützt. Der unliebsame 
Dorn besteht darin, dass die Christlichen 
Gewerkschaften der Zeitarbeit seit gerau­
mer Zeit den im Deutschen Gewerk­
schaftsbund (DGB) zusammengeschlosse­
nen Gewerkschaften Konkurrenz ma­
chen. Damit unterminieren sie deren 
Preisherrschaft.

Zwar haben Zeitarbeitnehmer kraft Ge­
setzes Anspruch auf denjenigen Lohn, 
der vergleichbaren Arbeitnehmern des 
Einsatzbetriebes zusteht (equal pay). 
Eine Abweichung nach unten ist aber 
durch Tarifvertrag möglich. Daher stehen 
die Arbeitgeberverbände der Zeitarbeit 
(vor allem BZA, jetzt Bundesarbeitgeber­
verband der Personaldienstleister, BAP) 
vor dem Problem, dass sie die Zustim­
mung der Gewerkschaft als Tarifpartei 
einwerben müssen. Da die Angriffsaus­
sperrung in Deutschland graue Theorie 
ist, bliebe nach dem gesetzgeberischen 
Konzept eine erhebliche Vetomacht der 
Gewerkschaft. Merkwürdig daran: Die 
Entgelte in der Zeitarbeit werden nicht 
etwa von den betroffenen Leiharbeitneh­
mern bestimmt; in den Tarifkommissior 
nen entscheiden vielmehr die gewerk-

Durch ihre Erfolge 
geriet die Zeitarbeit 
zur sozialpolitischen 
Provokation.

schaftlich organisierten Stammkräfte, 
welches Maß an Unterbietungskonkur­
renz sie zulassen wollen. Diese Perversi­
on der Tarifautonomie aus kollektiver Pri­
vatautonomie hat das Bundesverfassungs­
gericht gebilligt.

Boshafterweise wurde das schöne Spiel 
gestört, weil die wenigen Christlichen Ge­
werkschaften, die von der Rechtspre­
chung noch als tariffähig angesehen wer­
den (allen voran die CG Metall), sich zu ei­
ner „Tarifgemeinschaft Christlicher Ge­
werkschaften für Zeitarbeit und Personal­
serviceagenturen (CGZP)“ zusammen­
schlossen und Einsatzlöhne vereinbarten, 
die unter denen des DGB-BZA-Tarifes ge­
legen hatten. Damit war die Vetomacht 
des DGB gebrochen. Zeitarbeitgeber konn­
ten nun nach eigener Wahl auf den einen 
oder anderen Tarifvertrag Bezug nehmen. 
Die DGB-Gewerkschaften waren damit 
unliebsamem Wettbewerb ausgesetzt.

Wegen marktgerechter Preise und des 
sehr starren Kündigungsschutzes erlebte 
die Zeitarbeit eine Blüte. Fast eine Million 
Arbeitnehmer beschäftigte die Branche, 
darunter viele Ungelernte und Aushilfen, 

so Zugang zum ersten Arbeitsmarkt ei­
ten. Damit geriet die Zeitarbeit zur so­

zialpolitischen Provokation. Sie stellte die 
Leiharbeitnehmer schlechter und ver­
schaffte ihnen dennoch, ja gerade da­
durch Arbeitsplätze. Das alte Credo, nach 
dem hohe Löhne und extensiver Arbeits­
platzschutz arbeitsmarktneutral seien, 
war widerlegt. Zugleich war die Zeitarbeit 
ein exquisiter Beleg dafür, dass ein Nied­
riglohnsektor durchaus Menschen mit 
Marktzugangsschwierigkeiten in Lohn 
und Brot bringen kann.

Die Gegenwehr des DGB ließ nicht lan­
ge auf sich warten. Vor allem die IG Me­
tall setzte bei den von ihr „beherrschten“ 
Großunternehmen durch, dass nur solche 
Zeitarbeitgeber Aufträge erhielten, die 
den „richtigen“, also den DGB-Tarif be­

folgten. Zusätzliche Hindernisse sind 
Leiharbeitnehmerquoten und gelegentli­
che Verpflichtungen der Einsatzbetriebe, 
das Entgelt auch über den DGB-Zeitar- 
beitstarifvertrag hinaus aufzustocken. 
Das sind wettbewerbsbeschränkende Ver­
einbarungen. Das Kartellamt unternahm: 
nichts. Auch die Arbeitsgerichte haben 
die außergewöhnliche Praxis nicht bean­
standet. Kollektivmacht geht hier schon 
lange vor Recht.

Weil auch das nicht ausreichte, um den 
erheblichen Markterfolg der Christentari­
fe zu beschränken, griff das Bundesar­
beitsgericht zur schärfsten Waffe: Es ent­
zog der Christentarifgemeinschaft in ei­
ner Überraschungsentscheidung vom 14. 
Dezember 2010 die „Marktzulassung“ -  
indem es befand, dass die gesetzlich gar 
nicht geregelten Anforderungen an die Ta­
riffähigkeit verfehlt würden. Bezeichnen­
derweise wurde das Verfahren vom Berli­
ner Senat eingeleitet.

Zentrales Argument war die Schwäche 
der Christentarifgemeinschaft im Leihar­
beitssektor; ihre Tarifverträge seien Gefäl­
ligkeitswerke. Indes teilt ebendiese 
Schwäche auch der DGB: Warum sollen 
Zeitarbeitnehmer auch Mitglied einer Ge­
werkschaft sein, wenn deren Tarifverträ­
ge nur den Sinn haben können, die Ent­
geltgleichstellung abzubedingen, also die 
Löhne zu senken. Im Kern sind die DGB- 
Gewerkschaften in der Zeitarbeit genau­
so „schlecht“ und dysfunktional wie die 
Christengewerkschaften. Deshalb waren 
nicht wenige Tarifrechtler der Auffas­
sung, das Bundesarbeitsgericht könne gar 
nicht anders, als die Christen in ihrer Ta­
riffähigkeit zu bestätigen -  weil es sonst 
auch um den DGB-Tarif geschehen wäre.

Die Arbeitsrechtler hatten die juristi­
sche Findigkeit des Erfurter Bundesge­
richts unterschätzt. Zwischen DGB und 
Christen gab es einen formalen Unter­
schied: Die DGB-Tarifgemeinschaft ist 
eine solche, sie ist eine mehr oder minder 
lose Verbindung der Einzelgewerkschaf­
ten ohne kollektive eigene Tariffähigkeit. 
Die Christen-„Tarifgemeinschaft“ hinge­
gen ist als Spitzenorganisation konzi­
piert, die eine eigene übergeordnete Tarif­
fähigkeit für sich in Anspruch genommen 
hatte. Dementsprechend konnte das Ge­
richt die Christen dadurch zu Fall brin­
gen, dass es eine vollkommen neuartige 
Anforderung an gewerkschaftliche Spit­
zenorganisationen formulierte: Die Mit­
gliedsgewerkschaften der Spitzenorgani­
sation müssten dieser die eigene Tariffä­
higkeit vollständig vermitteln. Das heißt 
praktisch: IG Metall und IG BCE könnten 
keine gemeinsame Spitzenorganisation 
für das Metall- und Chemiehandwerk er­
richten, weil beide auch für die Industrie 
zuständig sind.

Diese These ist so neuartig, dass sie in 
den sechzig Jahren der Geltung des Tarif­
vertragsgesetzes noch nie von irgendwem 
vertreten worden ist. Vielmehr war es 
durchgängige Auffassung, dass die Zu­
ständigkeit einer Spitzenorganisation hin­
ter der kumulierten Zuständigkeit aller

Mitgliedsverbände Zurückbleiben durfte. 
Die sozialpolitische Intervention tarnt 
sich als rechtlicher Fortschritt.

Das entscheidende Problem hat das 
Bundesarbeitsgericht gar nicht gelöst: Ab 
welchem Zeitpunkt sind nun keine Chris­
tentarifverträge mehr möglich? Ab dem 
Entscheidungsdatum 14. Dezember oder 
schon vorher? Aus verfahrensrechtlichen 
Gründen konnte das BAG nur die Tarifun­
fähigkeit für die Zukunft feststellen; ein 
anderer Antrag war nicht gestellt. Die Fol­
ge: Über die Tariffähigkeit der CGZP in 
der Vergangenheit muss weiter gestritten 
werden; das geschieht für ausgesuchte Ta­
rifabschlusstage derzeit vor dem Landes­
arbeitsgericht Berlin. Das Arbeitsgericht 
Berlin hat in der ersten Instanz am 30. 
Mai entschieden, dass die CGZP auch 
schon in der Vergangenheit tarifunfähig 
gewesen ist, weil die Begründung des 
BAG denklogisch auch schon in der Ver­
gangenheit greife. Betont hat das Arbeits­
gericht aber auch, dass mit Blick auf den 
verfassungsrechtlich gebotenen Vertrau­
ensschutz damit über die Wirksamkeit 
der Tarifverträge in der Vergangenheit 
noch nichts gesagt sei.

Diese Zurückhaltung hat gute Gründe: 
Denn das neue Richterrecht aus Erfurt ist 
überraschend, wurde inhaltlich zuvor nie 
auch nur diskutiert, so dass sich die Tarif­
parteien der Zeitarbeit auf derartig neue 
Anforderungen nicht einstellen konnten. 
Als Gesetz wäre eine solche rückwirken­
de Verschärfung der Anforderungen am 
Rechtsstaatsprinzip gescheitert. Dass das­
jenige, was durch Gesetz nicht geht, 
durch Bundesarbeitsrichterrecht möglich 
sei, fällt schwer zu glauben.

So bleibt zunächst eine erhebliche 
Rechtsunsicherheit: Waren die Tarifver­
träge der CGZP schon immer unwirksam, 
weil diese Spitzenorganisation schon im­
mer tarifunfähig gewesen ist, so stand 
den Leiharbeitnehmern unter dem Chris­
tenregime von Anfang an der Equal-Pay- 
Lohn vergleichbarer Arbeitnehmer des 
Einsatzbetriebes zu. Ist die Rückwirkung

der neuen Tariffähigkeitsanforderung da­
gegen ausgeschlossen, so waren die Tarif­
verträge in der Vergangenheit wirksam.

An sich ist diese Rechtsfrage vor den da­
für zuständigen Arbeitsgerichten in ei­
nem rechtsstaatlichen Verfahren zu klä­
ren. Dann aber kämen die „bösen“ Zeitar­
beitgeber mit Christentarif ungestraft da­
von. Das wiederum entspricht nicht dem 
Konzept der sozialpolitischen Interventi­
on. Deshalb treten nun die Sozialversiche­
rungsträger auf. Denn dort hat der DGB 
über die „sozialversicherungsrechtliche 
Selbstverwaltung“ Mitspracherechte. So­
wenig Krankenkassen einschreiten, wenn 
Arbeitnehmer sich im Arbeitskampf ei­
ner DGB-Gewerkschaft dauerkrank mel­
den, um Krankentagegeld abzusahnen 
(wie damals beim AEG-Streik), so sehr 
lässt sich der Einzug der Sozialbeiträge 
als Druckmittel gegen unliebsame Arbeit­
geber mit Christentarif einsetzen.

Indes besteht auch insoweit eine erheb­
liche Rechtsunsicherheit: Erst wenn man 
weiß, ob die Tarifverträge unwirksam ge­
wesen waren, und wenn für jeden einzel­
nen Leiharbeitnehmer aufwendig festge­
stellt ist, welchen Lohn er kraft Entgelt­
gleichstellung mit Blick auf vergleichbare 
Stammarbeitnehmer zu beanspruchen ge­
habt hätte, steht auch die sozialversiche­
rungsrechtliche Beitragsschuld fest. Die 
Last der Ermittlung liegt bei den Sozial­
versicherungsträgern, die über die ihnen 
anvertraute Betriebsprüfung das Entgelt- 
und Beitragsschicksal für jeden einzelnen 
Leiharbeitnehmer nachprüfen müssten. 
In der Vergangenheit haben die Sozialver­
sicherungsträger stets Beiträge nach Maß­
gabe auch der Christentarife gefordert.

Um sich die aufwendigen Ermittlungen 
zu ersparen, haben die Beitragsgläubiger 
nunmehr ein „interessantes“ Verfahren 
ersonnen: Erstens seien diejenigen Zeitar­
beitgeber mit Christentarif von sich aus 
verpflichtet, die Beitragsschuld unter An­
wendung des Equal-Pay-Grundsatzes zu 
ermitteln -  auch wenn das Sozialgesetz­
buch IV keine derartige Pflicht kennt.

Der rechtsstaatliche Einwand, dass 
doch jeder Arbeitgeber das Recht haben 
muss, eine vom Gläubiger geltend ge­
machte Beitragsschuld zu bestreiten und 
vor den Sozialgerichten klären zu lassen, 
wird elegant aus der Welt geschafft: In ei­
nem Rundschreiben haben die Kranken­
kassen als Einzugsstellen für den Gesamt­
sozialversicherungsbeitrag den betroffe­
nen Zeitarbeitsunternehmen die soforti­
ge Erhebung von Säumniszuschlägen an­
gedroht -  auf eine unbekannte und wo­
möglich gar nicht existierende Beitrags­
forderung.

Z udem und vor allem bedro­
hen sie die betroffenen Un­
ternehmen mit der Insol­
venz: Die Vorstände und 
Geschäftsführer derjenigen 
Zeitarbeitsunternehmen un­

ter Christentarifregime seien wegen der 
nur möglichen Beitragsschuld verpflich­
tet, einen Insolvenzantrag zu stellen und 
sich damit selbst vom Markt zu nehmen. 
Zur Abwendung bieten die Einzugsstellen 
an, die Beiträge zu stunden -  aber nur, 
wenn sich der Beitragsschuldner auf ein 
im Sozialgesetzbuch IV nicht vorgesehe­
nes Modell der Beitragsschätzung ein­
lässt. Flankiert wird das Ganze durch die 
Voraussetzung, dass die betroffenen Zeit­
arbeitgeber die freie Liquidität des Unter­
nehmens zu 80 Prozent an die Sozialversi­
cherungsträger als Abschlagszahlung ab- 
führen. Irgendeine Plausibilität dafür, 
dass die heutige Liquidität ein Maßstab 
für Beitragsschulden in der Vergangen­
heit sein könnte, ist nicht ersichtlich.

Das heißt praktisch: Jeder Arbeitgeber, 
der die durch verordnete Selbstschätzung 
gemutmaßte Beitragsschuld in einem 
rechtsstaatlichen Verfahren vor den Sozi­
algerichten klären lassen will, muss über 
so viel Kapital verfügen, dass ihm keine 
Überschuldung droht. Für alle anderen 
heißt es: Gehorchen oder untergehen.

Die für Betriebsprüfungen zuständige 
Deutsche Rentenversicherung Bund hat 
am 23. Juni eine „Handlungsanleitung“ 
ausgegeben. Abweichend von den Ideen 
der Krankenkassen, soll ein Schätzungs­
verfahren unter Verwendung von Stich­
proben erfolgen. Andernfalls sollen die 
Christen-Entgelte nachträglich pauschal 
um 24 Prozent erhöht und auf dieser 
Grundlage Sozialbeiträge abgeführt wer­
den. Wie die Rentenkasse auf die 24 Pro­
zent kommt, wird nicht mitgeteilt. Eben­
so wenig wird eine Rechtsgrundlage dar­
getan, weil es diese nicht gibt. Das Ganze 
mutet wie eine staatlich organisierte 
Schutzgelderpressung an. Inzwischen er­
wägen erste Unternehmen Strafanzeigen 
wegen Nötigung und Erpressung.

Weil dieser Druck noch nicht verbreitet 
für Einknicken sorgt, hat die Bundesagen­
tur für Arbeit noch einen draufgelegt: Seit 
Anfang Juli nutzt sie ihre Funktion als 
Aufsichtsbehörde und verlangt in Rund­
schreiben an die Zeitarbeitsunternehmen 
den Nachweis, dass die für die Vergangen­

heit geschuldeten Sozialversicherungsbei­
träge geleistet seien. Andernfalls fehle 
die erforderliche Zuverlässigkeit, weswe­
gen die Erlaubnis zur Arbeitnehmerüber­
lassung entzogen werden müsse. Das ist 
nicht nur skurril: Zwar rechnet die Abfüh­
rung geschuldeter Sozialversicherungsbei­
träge durchaus zu den Zuverlässigkeits­
merkmalen eines Arbeitgebers; doch ga­
rantiert das Rechtsstaatsprinzip jedem Ar­
beitgeber, ebendiese Frage gerichtlich klä­
ren zu lassen. Ein Arbeitgeber, der eine 
zweifelhafte Beitragsforderung in Frage 
stellt und klären lassen will, ist deshalb 
nicht unzuverlässig.

Erstaunlicherweise werden Sozialversi­
cherungsträger und Bundesagentur nach 
unserer Kenntnis bislang nur gegenüber 
solchen Unternehmen tätig, die selbst un­
mittelbar an die Christentarife der Zeitar­
beit gebunden waren -  sei es als Mitglie­
der des (inzwischen im BAP aufgegange­
nen) Arbeitgeberverbandes AMP, sei es 
als haustarifschließende Unternehmen. 
Solche Zeitarbeitgeber, die CGZP-Tarifver- 
träge nur kraft Bezugnahme im Arbeitsver­
trag angewandt haben, werden bislang ver­
schont. Diese asymmetrische Beitragsnie­
derschlagung legt den Verdacht nahe, dass 
gerade jene Unternehmen für ihr Tarifge­
schäft abgestraft werden sollen, die mit 
der Christengewerkschaft in unmittelb" 
rem Kontakt standen. Rechtlich begrün 
bar ist solche Verfolgungsselektion nicht.

Nur auf den ersten Blick erstaunt, dass 
die Wirtschaftsverbände dies kritiklos hin­
nehmen. Doch herrscht dort ein Interes­
senkonflikt: Werden die Beitragsschulden 
ausermittelt, so droht den Einsatzbetrie­
ben eine gesetzliche Bürgenhaftung. Ge­
lingt es, die Verleiher auf das Abstottern 
geschätzter Beiträge zu verpflichten, kom­
men die Einsatzbetriebe davon. Ein Auto­
mobilhersteller übt bereits rechtswidrigen 
Druck auf seine Verleiher aus, sich dem 
rechtswidrigen Ansinnen zu beugen. Un­
ternehmen missachten die Unternehmer- 
freiheitr- um die eigene Haut zu retten.

Dass das skizzierte Vorgehen die Gren­
zen der Rechtsstaatlichkeit (überstrapa­
ziert, liegt auf der Hand. Auch manche 
Mitarbeiter der Sozialversicherungsträger 
haben Bedenken, das Prinzip der Gesetz­
mäßigkeit der Verwaltung der politischen 
Opportunität zu opfern. Die Hoffm ·* 
ruht nicht auf Erfurt, sie ruht auf Kar 
Das Bundessozialgericht sieht die Sozial­
versicherungsträger verpflichtet, den Un­
ternehmen bei der Beitragsabführung hilf­
reich und sorgsam zur Hand zu gehen. Ge­
rade der Fall, dass sich auf einem frem­
den Rechtsgebiet durch Rechtsprechungs­
änderung die beitragsrechtliche Lage än­
dert, ist entschieden. Das Bundessozialge­
richt hat das Rückwirkungsverbot gerade 
im Beitragsrecht aktiviert. Die Urteile 
sind in der amtlichen Entscheidungs­
sammlung des Bundessozialgerichts zu 
finden (BSGE 51, 31; BSGE 55, 297). So 
bleibt die Erwartung, dass der Rechts­
staat am Ende von den Sozialgerichten 
verteidigt wird. Sie sind der sozialpoliti­
schen Intervention weit weniger zuge­
neigt als andere.
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Als Berater der Politik wahren Banken ihren Einfluss

Ein gutes Team? Jean-Claude Juncker und Josef Ackermann begrüßen sich auf dem Euro-Gipfel. Foto afp

Konjunktur in der 
Eurozone kühlt 
spürbar ab
ppl. FRANKFURT, 21. Juli. Neue Um­
fragedaten aus der Eurozone deuten 
auf eine spürbare Abkühlung der Kon­
junktur in den nächsten Monaten hin. 
Nach dem Markit-Einkaufsmanager- 
index vom Juli scheint das Wachstum 
nahe an die Nulllinie gesunken zu sein. 
„Die Finanzkrise außen vor, war der 
Juli der schlechteste Monat seit dem 
Irak-Krieg 2003“, sagte Markit-Chef- 
volkswirt Chris Williamson am Don­
nerstag zu.der Umfrage seines Instituts 

ter mehreren tausend Unterneh­
men. Der Einkaufsmanagerindex für 

die Industrie sank von 52 auf 50,4 
Punkte und lag damit nur noch wenig 
über der Schwelle von 50, die Wachs­
tum anzeigt. Der Index für die Dienst­
leistungsbranche sank von 53,7 auf 
51,4. Am schlechtesten schnitten aber­
mals Griechenland und Portugal ab. 
Doch auch in den großen Volkswirt­
schaften Deutschland, das bislang sehr 
hohes Wachstum aufzeigte, und Frank­
reich, das ebenfalls gut dastand, kühlt 
sich die Stimmung ab. „Dem deut­
schen Aufschwung geht so langsam die 
Puste aus, was die niedrigste Wachs­
tumsrate seit zwei Jahren zeigt“, 
schrieb Markit-Ökonom Tim Moore. 
Der deutsche Einkaufsmanagerindex 
für die Gesamtwirtschaft steht nun bei 
52,2 (nach 56,3) Punkten. Volkswirte 
der Commerzbank sprachen davon, 
dass die Konjunktur im Euroraum ei- 
pn „spürbaren Durchhänger“ habe.

Die aktuelle Lage der Unternehmen 
sei jedoch immer noch gut und stehe 
immer noch am Höhepunkt, wie Jörg 
Zeuner von der VP Bank Gruppe be­
tonte. Die deutsche Konjunktur beein­
flusse, dass sich die Weltkonjunktur 
verlangsame und dass die Peripherie­
staaten in der Eurozone in Schwierig­
keiten seien. „Ein unmittelbarer Ein­
bruch ist jedoch nicht absehbar, dafür 
sorgen nicht zuletzt auch die immer 
noch vollen Auftragsbücher“, sagte 
Zeuner. Auch die Commerzbank beton­
te, dass sie kein Ende des deutschen 
Aufschwungs sehe. Unterdessen zeigt 
der HSBC-Einkaufsmanager für Chi­
na, dass sich auch dort die Stimmung 
deutlich eintrübt. Dieser Index sank im 
Juli von 50,1 auf 48,9 Punkte -  unter 
die Expansionsschwelle, wie die Bank 
bekanntgab. Dies war der niedrigste 
Wert seit 28 Monaten.

Freiberufler sind 
optimistisch
rike. BERLIN, 21. Juli. Die deutschen 
Freiberufler sind zuversichtlich, was 
ihre wirtschaftlichen Aussichten an­
geht. Eine Mehrheit rechne mit gleich­
bleibenden, teilweise auch steigenden 
Umsätzen und Ergebnissen, teilte der 
Bundesverband der Freien Berufe mit. 
Zudem erwarten die Freiberufler -  
von Ärzten über Rechtsanwälte bis zu 
Architekten oder Heilpraktikern -  bis 
Ende des Jahres gleiche oder steigende 
Beschäftigtenzahlen. In der aktuellen 
Stimmungsumfrage des Verbands be­
werten die Freiberufler ihre Lage mit 
der Schulnote 3; zum Jahreswechsel 
war es noch eine 3,3 gewesen. Besserer 
Stimmung sind vor allem die rechts- 
und wirtschaftsberatenden Freiberuf­
ler, also Anwälte oder Wirtschaftsprü­
fer. Auch in den technischen und natur­
wissenschaftlichen Berufen geht es 
bergauf. Etwas schlechter beurteilen 
dagegen die Heilberufler ihre Lage.

Kritik übte der Hauptgeschäftsfüh­
rer des Verbands, Arno Metzler, an Tei­
len der Europäischen Kommission, die 
„ihr ideologisches Mütchen an den 
Weien Berufen kühlen“ wollten. Im- 
ner wieder gerieten die Freiberufler 

ins Fadenkreuz sogenannter Liberali­
sierungsverfechter. Dabei seien ihre be­
sonderen Berufsrechte kein Wachs­
tumshemmnis, sondern hielten im Ge­
genteil die Märkte funktionsfähig.

Bauern beginnen Ernte 
mit Einbußen
rike. BERLIN, 21. Juli. Die Bauern in 
Deutschland haben mit der Ernte be­
gonnen -  und kämpfen mit den schwie­
rigen Witterungsbedingungen. Vor al­
lem Wintergerste und Winterraps sei­
en bislang geerntet worden, teilte der 
Bauernverband am Donnerstag in Ber­
lin mit. Zunächst hatten die Bauern 
nach dem langen Winter Probleme mit 
der Trockenheit und den sommerli- 

en Temperaturen von März bis Mai 
gehabt. Der Wassermangel wirkte sich 
negativ auf die Erträge aus. Für Winter­
gerste und Raps sei der Regen im Juni 
dann zu spät gekommen, berichtete 
der Bauernverband. Während es im 
Frühsommer aus Sicht der Landwirte 
zu trocken war, erschwert ihnen nun 
der Regen die Ernte. Die Arbeit geht 
nach Auskunft des Bauernverbands 
nur schleppend voran. Für die Winter­
gerste werde mit einem Minus von 20 
Prozent gegenüber dem Vorjahr gerech­
net; je nach Region seien es bis zu mi­
nus 50 Prozent. Beim Raps rechnet der 
Verband mit einem Minus von 15 bis 
20 Prozent. Allerdings sei diese Schät­
zung noch mit Vorsicht zu genießen, 
weil in den wichtigen Rapsregionen in 
Norddeutschland die Ernte noch nicht 
begonnen habe.

Deutsche-Bank-Chef 
Josef Ackermann war auf 
dem Sondergipfel in Brüssel 
vor Ort. Europas Regierungen 
sind in der Schuldenkrise 
auf die Kenntnisse der 
Kreditwirtschaft angewiesen. 
Ohne Banken geht es nicht.

maf. FRANKFURT, 21. Juli. „Wir können 
mit der Lösung nicht unzufrieden sein, 
schließlich sitzt Josef Ackermann am 
Tisch.“ Dieser Satz war am Donnerstag­
nachmittag aus Bankenkreisen zu verneh­
men, als sich auf dem Brüsseler Sonder­
gipfel, auf dem der Vorstandsvorsitzende 
der Deutschen Bank anwesend war, die 
ersten Konturen für das zweite Griechen­
land-Paket abzeichneten. Dass die Beteili­
gung der Banken und Versicherer an den 
Hilfsmaßnahmen für das überschuldete 
Euroland zu einem teil weisen Zahlungs­
ausfall und zu einem deutlichen Abschrei­
bungsbedarf schon in den Halbjahreszah­
len führen, darauf war die deutsche Kre­
ditwirtschaft schon seit einigen Tagen vor­
bereitet gewesen.

Dass Ackermann sowie Baudouin Prot, 
Vorstandschef der französischen Groß­
bank BNP Paribas, die europäischen Re­
gierungen auf dem Sondergipfel beraten 
haben, zeigt den Einfluss, den die europäi­
schen Banken in der Euro-Staatsschulden­
krise ausüben. Es gibt keinen politischen 
Lösungsvorschlag, an dem die führenden 
Geschäfts-, und Investmentbanken nicht 
mitgewirkt haben. Auf dem Bankentag 
Ende März in Berlin hatte Bundeskanzle­
rin Angela Merkel noch beklagt, dass die 
Staatsverschuldung im Euroraum in den 
Blick jener Marktteilnehmer geraten sei, 
die von den Regierungen in der Finanzkri­
se noch gerettet worden seien. Doch 
schon damals ließ sich die Politik in den 
Rettungsmaßnahmen von Banken bera­
ten. Eine Lösung der Schuldenkrise kann 
ebenfalls nicht ohne die wichtigsten Gläu­
biger erfolgen. So sitzen die Banken ein­
mal mehr mit am Verhandlungstisch.

Dass die Deutsche Bank hier allgegen­
wärtig ist, liegt vor allem an Ackermann. 
Er war in den vergangenen Monaten ein 
bevorzugter Gesprächspartner der euro­
päischen Politik, wenn es galt, mögliche 
Lösungen der Euro-Schuldenkrise zu erör-

ppl. FRANKFURT, 21. Juli. Die sich ab­
zeichnenden Beschlüsse auf dem Brüsse­
ler Euro-Gipfeltreffen sind von Ökono­
men zum Teil mit Lob, zum Teil aber auch 
mit scharfer Kritik aufgenommen wor­
den. „Gut ist, dass abzulehnende Vor­
schläge wie Eurobonds vom’ Tisch sind 
und dass die Staaten nicht mehr weiter­
wursteln oder gar Griechenland fallenlas­
sen oder ausschließen“, sagte Wolfgang 
Franz, der Vorsitzende des Sachverständi­
genrats, dieser Zeitung. Positiv sei, dass 
der Euro-Rettungsfonds EFSF die Mög­
lichkeit haben solle, griechische Anlei­
hen zurückzukaufen. Dies gehe in die 
Richtung der Vorschläge des Sachverstän­
digenrats. Allerdings betonte Franz: „Der 
Anleihe-Rückkauf muss zu einem Kurs ge­
schehen, der einen deutlichen Abschlag 
beinhaltet“. Der Rat der fünf Wirtschafts­
weisen hatte bis zu 50 Prozent vom Nenn­
wert gefordert. Wenn es keinen vorher fi­
xierten Abschlag gebe, würden bei einem 
Anleiherückkauf die Kurse griechischer 
Papiere wieder steigen. „Dann hätten wir 
keine Beteiligung privater Investoren“, 
warnte Franz. Falls Banken durch den Ab-

caf./rike. FRANKFURT, 21. Juli. Arbeit­
nehmer in Deutschland, die Missstände 
in ihrem Unternehmen öffentlich ma­
chen -  sogenannte Whistleblower - ,  ha­
ben Unterstützung vom Europäischen Ge­
richtshof für Menschenrechte (EGMR) er­
halten. Das Straßburger Gericht erklärte 
am Donnerstag die Entlassung einer Al­
tenpflegerin wegen Whistleblowings für 
rechtswidrig. Die Arbeitnehmerin sei 
durch das Recht auf freie Meinungsäuße­
rung geschützt, urteilten die Hüter der Eu­
ropäischen Menschenrechtskonvention.

In dem konkreten Fall war der Berliner 
Altenpflegerin Brigitte Heinisch 2004 
fristlos gekündigt worden, weil sie Straf­
anzeige gegen ihren Arbeitgeber, den Kli­
nikbetreiber Vivantes, erstattet und eine 
Flugblattaktion begonnen hatte. Sie warf 
dem Unternehmen, das dem Land Berlin 
gehört, Betrug vor. In dem Pflegeheim, in 
dem sie arbeitete, sei zu wenig Personal 
vorhanden, um die Bewohner ausrei­
chend zu versorgen. Auch der Medizini­
sche Dienst der Krankenkassen hatte 
schon wesentliche Mängel festgestellt. 
Die Staatsanwaltschaft nahm die Ermitt­
lungen aber nicht auf.

Die Kündigungsschutzklage der Alten­
pflegerin wurde in zweiter Instanz vom 
Landesarbeitsgericht B erlin-Branden- 
burg abgewiesen. Sie habe ihre Betrugs­
vorwürfe leichtfertig erhoben und damit 
in erheblichem Maße gegen die Rücksicht­
nahmepflichten im Arbeitsverhältnis ver­
stoßen, hieß es in dem Urteil. Eine Nicht­
zulassungsbeschwerde beim Bundesar­
beitsgericht (BAG) und eine Verfassung-

tern. Der Schweizer ist Präsident des inter­
nationalen Finanzverbandes Institute of 
International Finance (IIF), dem die 400 
wichtigsten Banken und Versicherer aus 
der ganzen Welt angehören. Dieser Ver­
band hat in den vergangenen Wochen in 
mehreren Konferenzen, überwiegend in 
Rom und Paris, mit der Politik und den 
Notenbanken die Möglichkeiten einer Be­
teiligung der Banken und Versicherer be­
sprochen. „Der IIF hätte schon in der ers­
ten Griechenland-Krise im Frühjahr 2010 
zu den Beratungen hinzugezogen werden 
müssen. Denn der Verband hat in den Um­
schuldungen in Lateinamerika umfangrei­
che Erfahrungen gesammelt“, sagt Ger­
hard Hofmann, Vorstandsmitglied des 
Bundesverbandes der Deutschen Volks­
banken und Raiffeisenbanken (BVR).

Am Donnerstag präsentierte der IIF in 
Brüssel ein Modell, in dem sich die priva­
ten Gläubiger mit 17 Milliarden Euro an 
dem zweiten Hilfspaket beteiligen sollen. 
Den Finanzbedarf des Landes beziffert 
der Verband bis Mitte 2014 auf 173 Milli­

schreibungsbedarf in Finanznot gerieten, 
müsse der EFSF helfen, sie zu rekapitali- 
sieren. Auch diese Einsicht scheine sich 
in Brüssel durchzusetzen.

Peter Bofinger, der im Sachverständi­
genrat den linken Flügel bildet, lobte die 
sich abzeichnende Einigung in Brüssel. 
„Mein Gesamteindruck ist, dass es wichti­
ge Verbesserungen gibt“, sagte er. Der 
EFSF könne künftig „flexibler“ tätig wer-

„Die Sozialisierung der 
Schulden in Europa geht 
munter weiter.“
Ifo-Präsident Hans-Werner Sinn

den und bei Schocks, etwa einem plötzli­
chen Anstieg der italienischen Zinsen we­
gen Unsicherheit am Markt, präventiv 
stützen. „Es ist besser einzugreifen, wenn 
es nur ein Schwelbrand ist, als zu warten, 
bis das ganze Haus brennt“, sagte Bofin­
ger. Lobend hob er die Senkung des Zins­
satzes für EFSF-Hilfskredite an Griechen­

beschwerde in Karlsruhe wurden eben­
falls abgewiesen. 2009 wandte sich Hei­
nisch deshalb an den EGMR.

Es gebe keine Anhaltspunkte, dass die 
Pflegerin „wissentlich oder leichtfertig“ 
falsche Angaben gemacht hätte, urteilten 
die Straßburger Richter nun. Zwar hält 
auch das Bundesarbeitsgericht eine Kün­
digung in der Regel nur dann für gerecht­
fertigt, wenn der Arbeitnehmer „wissent­
lich oder leichtfertig“ den Arbeitgeber be­
schuldigt. Dennoch stellten die EGMR- 
Richter mit ihrem Urteil ein eigenes und 
für das deutsche Recht neues Abwägungs­
kriterium auf: Zwar hätten die Vorwürfe 
gegen Vivantes rufschädigende Wirkung. 
Jedoch sei „das öffentliche Interesse an In­
formationen über Mängel in der institutio­
nellen Altenpflege in einem staatlichen 
Unternehmen so wichtig, dass es gegen­
über dem Interesse dieses Unternehmens 
am Schutz seines Rufes und seiner Ge­
schäftsinteressen überwiegt“. Die Richter 
des EGMR sind offenbar der Ansicht, 
dass gerade bei einem öffentlichen Unter­
nehmen ein besonderes Interesse an der 
Offenlegung von Missständen besteht. 
„Darauf muss die deutsche Rechtspre­
chung reagieren“, sagt Gregor Thüsing, 
Professor für Arbeitsrecht an der Universi­
tät Bonn. Er würde eine gesetzliche Rege­
lung des Whistleblowings gutheißen. 
„Früher konnte man sagen, es braucht kei­
ne gesetzliche Regelung, weil es eine kla­
re Rechtsprechung gibt. Jetzt aber muss 
dieses eigenständige Abwägungskriteri­
um des EGMR in Deutschland rezipiert 
werden.“ Ein „Whistleblow-Paragraph“

arden Euro. Davon entfallen 28 Milliar­
den Euro auf Privatisierungserlöse der 
griechischen Regierung und 57 Milliar­
den Euro auf die noch nicht ausbezahlten 
Kredittranchen des ersten Hilfspakets. 
Die Eurogruppe und der Internationale 
Währungsfonds (IWF) müssten dann 
noch gut 70 Milliarden Euro aufbringen. 
Die privaten Gläubiger würden nach Vor­
stellung des internationalen Finanzver- 
bands Anleihen, die bis Ende 2019 fällig 
werden, in Schuldtitel mit einer Laufzeit 
von 30 Jahren tauschen. Daraus erwartet 
der IIF einen Beitrag von 17 Milliarden 
Euro.

Nach IIF-Angaben halten private Gläu­
biger gegenwärtig 150 Milliarden Euro an 
griechischen Staatsanleihen. Davon wür­
den Banken und Versicherer nach eige­
nem Vorschlag gerade mal etwas mehr als 
ein Zehntel beitragen' Eine hohe Opferbe­
reitschaft stellt dies nicht dar. Denn grie­
chische Schuldtitel werden am Markt nur 
noch mit der Hälfte ihres Nennwerts ge­
handelt.

land, Irland und Portugal von 5 auf 3,5 
Prozent hervor. Es sei richtig, diese nicht 
nur zu fordern, indem man ihnen Spar­
und Reformpakete auferlege, sondern sie 
auch zu fördern und finanziell zu stützen. 
Der diskutierte Anleiherückkauf durch 
den EFSF könne eine Umschuldung ohne 
Zahlungsausfall ermöglichen.

Äußerst kritisch reagierte hingegen der 
Präsident des Münchner Ifo-Instituts, 
Hans-Werner Sinn auf die Meldungen aus 
Brüssel. „Die Sozialisierung der Schulden 
in Europa geht munter weiter“, sagte er 
dieser Zeitung. Die Senkung des Zinssat­
zes für Hilfskredite auf 3,5 Prozent bedeu­
te eine „massive Subvention für Griechen­
land“. Am Markt müsste Griechenland 
fast 20 Prozent zahlen. „Das zusätzliche 
Geld, das den Griechen jetzt fast schon ge­
schenkt wird, wird nie wieder zurückkom­
men“, warnte Sinn. Die von EU-Politi- 
kern skizzierten Szenarien eines Zusam­
menbruchs des Euro, falls Deutschland 
nicht noch mehr zahle, beklagte er als „Er­
pressung“. Ohne die Zinsunterschiede, 
die höhere Ausfallrisiken abbildeten, fal­
le die Disziplinierung durch die Märkte

Whistleblowerin Brigitte Heinisch Foto dpa

stand schon einmal zur Diskussion: 2008 
wies der damalige Verbraucherschutzmi­
nister Horst Seehofer (CSU) darauf hin, 
dass Lebensmittelskandale schneller ans 
Licht kämen, wenn Mitarbeiter keine Re­
pressalien zu befürchten hätten.

Die Gewerkschaften zeigten sich am 
Donnerstag erfreut über das Urteil. „Jetzt 
können sich Beschäftigte endlich ohne 
Angst vor Kündigung an die Strafverfol­
gungsbehörden wenden, wenn sie gravie­
rende Missstände in ihren Unternehmen 
feststellen“, sagte der stellvertretende Vor­
sitzende der Gewerkschaft Verdi, Gerd 
Herzberg. Gammelfleisch, unterversorgte

Zwar sitzen die Banken am Verhand­
lungstisch und können damit Einfluss 
nehmen, aber am Ende entscheidet die 
Politik. Und die muss darauf achten, dass 
die Lösungen auch dem Wahlvolk ver­
kauft werden können. Nach den Rettungs­
aktionen in der Finanzkrise ist in der Be­
völkerung die Akzeptanz für ein Modell, 
das die Banken schont, nicht vorhanden. 
Aufgrund der Gefahren, die ein nur von 
Politikern beschlossenes Hilfspaket an 
den Finanzmärkten hervorrufen kann, ist 
aber die stärkere Einbindung der Banken 
sinnvoll. Denn es liegt im Interesse der 
Allgemeinheit, einen unkontrollierten 
Zahlungsausfall Griechenlands zu vermei­
den. Deshalb müssten die technischen Ef­
fekte der Beschlüsse auf die Finanzwirt­
schaft berücksichtigt werden, argumentie­
ren Vertreter deutscher Banken. Schließ­
lich habe das zweite Hilfspaket für Grie­
chenland mit der Beteiligung privater 
Gläubiger auch Modellcharakter für Ir­
land und Portugal, sollten in Zukunft dort 
ähnliche Maßnahmen nötig werden.

weg. Europa laufe Gefahr, immer weiter 
in eine Verschuldungsspirale zu geraten.

Der Makroökonom Ansgar Belke vom 
Deutschen Institut für Wirtschaftsfor­
schung (DIW) sieht für die deutschen 
Steuerzahler nach aktueller Rechnung 
eine Belastung in Milliardenhöhe durch 
die Euro-Rettungspakete. „Die Untergren­
ze der Belastung für Deutschland liegt bei 
43 bis 48 Milliarden Euro“, sagte Belke 
dieser Zeitung. Dies seien die Ausfälle im 
wahrscheinlichsten Szenario. Die sich in 
Brüssel abzeichnende Einigung sieht Bel­
ke gespalten. „Die Lösung beinhaltet die 
adäquaten Maßnahmenpakete, nämlich 
einen Schuldenschnitt durch Rückkauf 
griechischer, irischer und, oder portugiesi­
scher Anleihen“, lobte er. Allerdings müs­
se es kräftige Abschläge auf die Nominal­
werte gebe. Eine effektive Beteiligung 
der Banken werde es wohl nicht geben. 
Falls sich künftig alle möglichen Länder 
über den EFSF finanzieren könnten, gin­
ge die Entwicklung „der Währungsunion 
in Richtung einer kompletten Haftungs­
union“, sagte Belke. Eine Transferunion 
hätten die Europäer ohnehin schon.

Patienten oder gefährliche Störungen in In­
dustrieanlagen seien keine schützenswer­
ten Betriebsgeheimnisse. Herzberg forder­
te die Bundesregierung auf, „klare gesetzli­
che Regelung zu schaffen“. Auch die Grü­
nen im Bundestag verlangten solche 
Schritte. „Arbeitgeber können Loyalität, 
aber keinen Kadavergehorsam erwarten“, 
sagten Ingrid Hönlinger, Obfrau im Rechts­
ausschuss, und Konstantin von Notz, Spre­
cher für Innenpolitik. Aus Sicht der Grü­
nen steht Deutschland in der Pflicht, den 
Anti-Korruptions-Aktionsplan der G-20- 
Staaten umzusetzen. Die Regierung solle 
ihre Hausaufgaben machen.

Das Bundesarbeitsministerium, das für 
eiiie gesetzliche Regelung zum Schutz von 
Whistleblowern zuständig wäre, will das 
Urteil zunächst prüfen. „Der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte hat Klar­
heit geschaffen, in welchen Fällen ein Ar­
beitnehmer bei Strafanzeigen gegen den 
Arbeitgeber Schutz genießt“, sagte eine 
Sprecherin. Die Bundesregierung werde 
nun prüfen, ob -  und wenn ja, in welchen 
Fällen -  eine gesetzliche Klarstellung der 
Rechtslage erforderlich sei. Zum Aktions­
plan der G 20 sagte sie, die Mitgliedstaa­
ten hätten sich 2010 zu ihrer besonderen 
Verantwortung bei der Prävention und der 
Bekämpfung von Korruption bekannt. 
Der Schutz von Hinweisgebern sei Teil des 
beschlossenen Aktionsplans. Ziel sei es, 
bis Ende 2012 Regelungen zum Schutz 
von Whistleblowern zu entwickeln. Eine 
Arbeitsgruppe analysiere dafür die Rechts­
lage in den einzelnen Mitgliedsländern. 
Das Ergebnis und der Handlungsbedarf 
für Deutschland blieben abzuwarten.

Japan erzielt 
wieder Überschuss 
im Handel
cag. TOKIO, 21. Juli. Die japanische 
Wirtschaft erholt sich entgegen den Er­
wartungen der meisten Analysten 
schneller als erwartet von den Folgen 
des verheerenden Erdbebens und des 
Tsunamis am 11. März. Bereits im Juni 
überstieg der Wert des japanischen Ex­
ports bereits wieder knapp den des Im­
ports, wie das Finanzministerium in To­
kio am Donnerstag mitteilte. Die Sor­
gen, das Land könne wegen der Na' 
katastrophe abermals in eine Reze. 
on abrutschen, erweisen sich damit zu­
nehmend als unbegründet. Der Han­
delsüberschuss, also die Differenz zwi­
schen Ein- und Ausfuhr, betrug im Juni 
70,7 Milliarden Yen (630 Millionen 
Euro). Im April und Mai hatte Japan 
wegen der Naturkatastrophe erstmals 
seit mehr als 30 Jahren Handelsdefizite 
verbuchen müssen. Der Überschuss im 
Juni wurde erzielt, obwohl Japan we­
gen des Ausfalls der Mehrzahl seiner 
Atomkraftwerke infolge der Katastro­
phe in den Reaktoren des Atomkraft­
werks Fukushima 1 eine deutlich höhe­
re Einfuhr von Öl und Gas zur Siche­
rung der Energieversorgung zu schul­
tern hatte.

Das Beben und der Tsunami vom 11. 
März hatten in der Nordprovinz Toho- 
ku viele Fabriken teilweise oder ganz 
zerstört. Betroffen waren vor allem Zu­
lieferer der Auto- und der Elektroindus­
trie. Im April und Mai sackten die Ex­
porte daher um 10 Prozent im Ver­
gleich zu den Vorjahresmonaten ab. Im 
Juni betrug dieses Minus nur noch 1,6 
Prozent im Vergleich zum Juni 2010. Ja­
pan exportierte Waren im Wert von 
5,77 Billionen Yen (51,6 Milliarden 
Euro). Der Wert des Imports wuchs 
zwar wegen der Kosten für Energie 
auch im Juni immer noch stark um 9,8 
Prozent; er war aber mit 5,7 Billionen 
Yen (51 Milliarden Euro) geringer als 
der Wert des Exports. Japan muss seit 
der Katastrophe mehr Öl und Flüssig­
gas einführen.

Kurze Meldungen
Ratingagentur droht Amerika
Die Ratingagentur Standard & Poor’s 
hat den Vereinigten Staaten wegen des 
anhaltenden Streits um die Anhebung 
der Schuldengrenze mit einer Herab­
stufung ihrer Kreditwürdigkeit ge­
droht. Washington könne innerhalb 
der nächsten drei Monate seine Bestno­
te „AAA“ verlieren, teilte die Agentur 
am Donnerstag mit. Die Wahrschein­
lichkeit für eine Heräbstufung betrage 
mehr als 50 Prozent. Seit der ersten 
Warnung vor einer Verschlechterung 
der Bonität im April habe sich die 
Lage der Vereinigten Staaten noch ver­
schärft. Demokraten und Republika­
nern verhandeln seit Wochen über 
eine Anhebung der gesetzlichen Schul- 
den-Obergrenze und ein damit einher­
gehendes Sparprogramm. dapd

Brasilien erhöht Leitzins
Im Kampf gegen die Inflation hat die 
brasilianische Zentralbank den Leit­
zins um 0,25 Prozentpunkte auf 12,5 
Prozent erhöht. Damit hob Brasilien 
seinen Leitzins zum fünften Mal in ei­
nem halben Jahr an. Die Zentralbank 
versucht, mit der Zinserhöhung das ra­
sante Wirtschaftswachstum zu brem­
sen, das auch die Preise in die Höhe 
treibt. Die Inflationsrate beträgt 6,75 
Prozent. dapd

IWF ermahnt China
Der Internationale Währungsfonds 
(IWF) hat China zu einer Stärkung der 
Landeswährung Yuan aufgefordert, 
um die Inflationsgefahr zu senken und 
eine Immobilienblase zu verhindern. 
In ihrem Jahresbericht schlug die Orga­
nisation Peking am Donnerstag auch 
eine Reihe von Maßnahmen zur zur 
Entspannung der Beziehungen zu 
wichtigen Handelspartnern vor. Der 
Yuan sei um 3 bis 23 Prozent unterbe­
wertet, hieß es in dem Bericht, dapd

Taxifahrer setzen Blockade fort
Griechenlands Taxifahrer haben ihre 
Proteste gegen mehr Konkurrenz den 
vierten Tag in Folge fortgesetzt. Sie blo­
ckierten am Donnerstag zeitweilig den 
wichtigsten Flughafen Kretas in Hera- 
klion. Durch Öffnung der Mautstellen 
im Norden und Süden Athens versuch­
ten sie, die Unterstützung der Bevölke­
rung in  gewinnen. Die Streiks in der 
Tourismussaison bringen erhebliche 
Probleme für Griechenland. Die Taxi­
besitzer protestieren seit Tagen gegen 
die Öffnung ihres Berufsstandes. Bis­
lang waren die Taxilizenzen auf etwa 
30 000 für ganz Griechenland limi­
tiert. Eine Lizenz kostete noch vor kur­
zer Zeit bis zu 150 000 Euro. Mit 
von der EU geforderten Öffnung 
Berufes kann sich jeder, der beruflich 
fahren darf, eine Taxilizenz für etwa 
3000 Euro kaufen. dpa

Zigarettenabsatz rückläufig
In Deutschland sinkt der Absatz von Zi­
garetten. Im zweiten Quartal 2011 wur­
den 10,9 Prozent weniger Zigaretten 
versteuert als im Vorjahresquartal, wie 
das Statistische Bundesamt mitteilte. 
Ebenfalls rückläufig war die Menge 
des versteuerten Tabak-Feinschnitts 
(minus 9,7 Prozent). Dagegen stieg im 
Vergleich zum Vorjahresquartal der 
Absatz von Zigarren und Zigarillos um 
5,8 Prozent und der von Pfeifentabak 
sogar um 15,0 Prozentl. dapd
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